	

Offenes Verfahren 
zum Abschluss von Rahmenvereinbarungen
 betreffend die Erbringung von BI-Dienstleistungen 
in den Teilleistungen 
„Cognitive Computing“, „Pentaho“, „Microsoft“, „Self Service BI“ und „SAS Dienstleistungen im Kontext von Advanced Analytics“


[bookmark: _Ref505474964][image: BRZ_Logo_FARBE_S]

Ausschreibungsunterlagen
Teil C – Rahmenvereinbarung

Dieser Teil (Teil C) muss dem Angebot unterschrieben beigelegt werden!



Bezeichnung:  BIDL2018
Geschäftszahl: BRZ-7.1.1/0017-K-ER-BE/2017
R a h m e n v e r e i n b a r u n g

betreffend der (die) Teilleistung(en)

	|_|
	Teilleistung 1 "Cognitive Computing“

	|_|
	Teilleistung 2 “Pentaho“

	|_|
	Teilleistung 3 "Microsoft“

	|_|
	Teilleistung 4 “Self Service BI“

	|_|
	Teilleistung 5 "SAS Dienstleistungen im Kontext von Advanced Analytics“


 		(wird vom der Auftraggeber ausgefüllt!!)


zwischen der
[bookmark: _Toc316482407][bookmark: _Toc316482477][bookmark: _Toc316482542][bookmark: _Toc436669260][bookmark: _Toc436729068][bookmark: _Toc436731875][bookmark: _Toc496102798][bookmark: _Toc501445036][bookmark: _Toc501445721][bookmark: _Toc501446244][bookmark: _Toc501452619]Bundesrechenzentrum GmbH
Hintere Zollamtsstraße 4
1030 Wien
(nachstehend als Auftraggeber bezeichnet)

und

[bookmark: _Toc316482408][bookmark: _Toc316482478][bookmark: _Toc316482543][bookmark: _Toc436669261][bookmark: _Toc436729069][bookmark: _Toc436731876][bookmark: _Toc496102799][bookmark: _Toc501445037][bookmark: _Toc501445722][bookmark: _Toc501446245][bookmark: _Toc501452620][bookmark: _Toc316482409][bookmark: _Toc316482479][bookmark: _Toc316482544][bookmark: _Toc436669262][bookmark: _Toc436729070][bookmark: _Toc436731877][bookmark: _Toc496102800]der im offenen Verfahren 
(BIDL2018, BRZ-7.1.1/0017-K-ER-BE/2017) ermittelten Partei
[bookmark: _Toc505003124][bookmark: _Toc501453757][bookmark: _Toc501453673][bookmark: _Toc501453471][bookmark: _Toc501453388][bookmark: _Toc501453304][bookmark: _Toc501453247][bookmark: _Toc501452891][bookmark: _Toc501452780][bookmark: _Toc501452701][bookmark: _Toc501452621][bookmark: _Toc501452568][bookmark: _Toc501452499][bookmark: _Toc501443186][bookmark: _Toc501444924][bookmark: _Toc501445038][bookmark: _Toc501445361][bookmark: _Toc501445723][bookmark: _Toc501446246][bookmark: _GoBack]     
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(nachstehend als Auftragnehmer bezeichnet)
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[bookmark: _Toc471393390][bookmark: _Toc505003128]
Allgemeines und Grundsätze zur Rahmenvereinbarung
[bookmark: _Toc505003129][bookmark: _Ref310862314][bookmark: _Toc471393391]Auftraggeber 
Neben der Bundesrechenzentrum GmbH als Auftraggeber und auszuschreibende Stelle tritt die ITSV GmbH als Auftraggeber auf und hat die ITSV GmbH daher das Recht, aus der Rahmenvereinbarung – welche zwischen der Bundesrechenzentrum GmbH und dem Auftragnehmer abgeschlossen wird – direkt Abrufe vorzunehmen und hinsichtlich dieser Leistungen Auftraggeber im Sinne dieser Rahmenvereinbarung. In diesem Fall kommt Teil K (Datenschutzrechliche Dienstleistervereinbarung der ITSV) zur Anwendung und die Datenschutzrechtliche Dienstleistervereinbarung ist in diesem Abruffall vom Auftragnehmer zu unterfertigen. 
[bookmark: _Toc519659186][bookmark: _Toc519659417][bookmark: _Ref25059844][bookmark: _Ref25151491][bookmark: _Ref66845435][bookmark: _Toc471393392][bookmark: _Toc505003130][bookmark: _Toc458851459]Allgemeines
[bookmark: _Ref507306583]Der  Auftragnehmer wurde im Rahmen eines offenen Verfahrens gemäß BVergG idgF als Partei der Rahmenvereinbarung ermittelt und es wird daher mit ihm die gegenständliche Rahmenvereinbarung geschlossen. 
Diese Rahmenvereinbarung hat zum Ziel, die Bedingungen für Einzelaufträge festzulegen. Für die Kalkulation des Angebotes konnten die Planungsdaten zum Ausschreibungszeitpunkt für die Dauer von drei Jahren sowie für die Dauer der weiteren zwei Optionsjahre (näheres siehe Punkt 4.1) herangezogen werden. 
Durch den Abschluss dieser Rahmenvereinbarung erwächst dem Auftragnehmer kein Rechtsanspruch auf die ausschließliche Betrauung mit gegenständlichen Leistungen aus dem Geschäftsbereich des Auftraggebers. Der Abschluss der Rahmenvereinbarung begründet für den Auftraggeber daher keine Pflicht zum Abruf der darin vorgesehenen Leistungen. Der Auftraggeber sichert dem Auftragnehmer weiters weder Exklusivität für die ausgeschriebenen Leistungen noch den Abruf von bestimmten Leistungsvolumina zu. Der Auftraggeber ist jederzeit berechtigt, auch Drittfirmen mit den vertragsgegenständlichen Leistungen zu beauftragen.
Dem Auftragnehmer ist bekannt, dass als Ergebnis des eingangs genannten Vergabeverfahrens, an dem sich der Auftragnehmer beteiligt hat, auch mit anderen Unternehmen oder Unternehmensgruppen eine gleichartige Rahmenvereinbarung gemäß den von jenen Unternehmen oder Unternehmensgruppen gelegten Angeboten geschlossen wird.
Die Rahmenvereinbarung wird für die Dauer von drei Jahren ab Gegenzeichnung der Rahmenvereinbarung durch den Auftraggeber geschlossen. Darüber hinaus steht dem Auftraggeber das Recht zu, eine Verlängerung von jeweils einem Jahr auf insgesamt höchstens fünf Jahre durch Inanspruchnahme der eingeräumten Optionen zu beauftragen. In dem Zusammenhang wird der Auftraggeber spätestens ein Monat vor Ablauf der Rahmenvereinbarung dem Auftragnehmer gegenüber bekannt geben, ob er von der Optionsziehung für ein weiteres Jahr Gebrauch machen wird. Hinsichtlich der Preisgestaltung wird auf die Preisgleitklausel im Punkt 21 (Preisanpassung) verwiesen.
Im Falle der Inanspruchnahme der dem Auftraggeber eingeräumten Optionen, endet die Rahmenvereinbarung fünf Jahre nach deren Abschluss durch den Auftraggeber. Abrufe aus dieser Rahmenvereinbarung (in Form von Abrufaufträgen oder Einzelaufträgen gemäß Punkt II) können bis zum letzten Tag der Laufzeit der Rahmenvereinbarung vorgenommen werden. Für diese abgerufenen Leistungen gelten die Bestimmungen der Rahmenvereinbarung auch nach Ende der Laufzeit der Rahmenvereinbarung.
Die in diesen Ausschreibungsunterlagen verwendeten und im Folgenden genannten Begriffe und Abkürzungen haben die ihnen in der rechten Spalte der nachstehenden Tabelle gegebene Bedeutung, soweit sich aus dem Zusammenhang nichts eindeutig Abweichendes ergibt:

	BI
	Business Intelligence

	BI-Berater
	Ein BI-Berater hat in BI-Projekten eigenverantwortlich und selbstständig mitgearbeitet und zumindest Teilprojekte eigenverantwortlich geleitet.

	BI-Dienstleistungen
	Unter BI-Dienstleistungen versteht der Auftraggeber insbesondere Beratungsleistungen, die eigenständige Analyse einer oder mehrerer Kundenanforderungen, die Erstellung eines Implementierungskonzeptes sowie dessen Realisierung, technische Umsetzung und Implementierung (Installation, Customizing, Programmierung) inklusive Rollout und Projektmanagement im Rahmen eines BI-Projekts oder des Betriebs von BI-Projekten, den Know-how Transfer an Mitarbeiter des Auftraggebers und die Durchführung von Schulungsmaßnahmen für die Anwender und Mitarbeiter.

	BI-Fachkonzept
	Ein BI-Fachkonzept beschreibt den Lösungsvorschlag zu einer fachlichen Problemstellung. Auf Basis des Fachkonzepts muss die Ableitung eines vollständigen technischen Lastenhefts möglich sein.
Wesentliche Inhalte:
- Fachliche Grundlage
- Prozess- und Umfeldanalyse
- Anwendungs-, organisatorischer Wirkungsbereich
- Darstellung des gewünschten Systems (Nutzung, Funktionalität, Schnittstellen,...)
- Anforderungen und Rahmenbedingungen
- Nutzendarstellung
- Personal- und Organisationsentwicklungsplan
- Kommunikationsplan

	BI-Lösungen
	Bei der Bezeichnung der einzelnen BI-Lösungen (Teilleistungen) werden die im BI-Bereich üblichen Eigennamen verwendet, die teilweise in Deutsch und teilweise in Englisch geführt werden.

	BI-Projekt
	Ein Projekt, dessen Projektgegenstand in der Erbringung von BI-Dienstleistungen liegt.

	Bieter
	Ist auch eine Bietergemeinschaft, sofern sich nichts anderes aus den Ausschreibungsunterlagen ergibt.

	BVergG
	Bundesvergabegesetz

	BRZ
	Bundesrechenzentrum GmbH

	idgF
	In der geltenden Fassung

	iSd
	Im Sinne des

	Junior BI-Berater
	Ein BI-Junior-Berater hat in BI-Projekten unterstützend mitgewirkt und zumindest Teilbereiche eines BI-Projektes selbstständig erarbeitet.

	NDA
	Non Disclosure Agreement (Geheimhaltungserklärung)

	PT
	Personentag (1 PT umfasst 8 Arbeitsstunden zu je 60 Minuten); Reisen innerhalb Wiens, Pausen und Dienstverhinderungen werden in diese Arbeitsstunden nicht eingerechnet.

	Rahmenvereinbarung
	Darunter ist eine Vereinbarung ohne Abnahmeverpflichtung für den Auftraggeber zu verstehen, die zum Ziel hat, die Bedingungen für Einzelaufträge festzulegen.

	Senior BI-Berater
	Ein Senior BI-Berater hat BI-Projekte eigenverantwortlich und selbstständig (organisatorisch, fachlich und technisch) geleitet.



Die Hervorhebung einzelner Worte in Fettschrift dient ausschließlich der leichteren Lesbarkeit und Überblickbarkeit der Ausschreibungsunterlagen. Der Hervorhebung einzelner Worte in Fettschrift kann keinesfalls eine inhaltliche Bedeutung beigemessen werden.
Von den im Angebot nominierten Personen wird erwartet, dass sie team- und kommunikationsfähig sind und die übertragenen Arbeiten selbstständig umsetzen. Von einer überdurchschnittlichen Belastbarkeit der Mitarbeiter geht der Auftraggeber aus. Eine erfolgreiche Durchführung der Tätigkeiten ist nur dann möglich, wenn die für die Vertragsleistungen nominierten Personen bereit sind, sich das notwendige fachlich-applikatorische Wissen anzueignen und insbesondere über folgende Softskills verfügen:
−  Rasche Auffassungsgabe von funktionalen Anforderungen und Zusammenhängen
−  Lösungsorientiertes und analytisches Denken
−  Methodische und strukturierte Arbeitsweise
−  Verständnis für Geschäftsprozesse
−  Teamorientierung, Kommunikationsfähigkeit
−  Argumentations- und Überzeugungsstärke
−  Hohes Verständnis für die Unternehmenskultur, soweit sie das Projekt betrifft
−  Einschlägige Erfahrung in der Anwendung von Vorgehensmodellen in Software-  
    Entwicklungsprojekten
[bookmark: _Toc505003131]Vertragsbestandteile
[bookmark: _Toc519659188][bookmark: _Toc519659419][bookmark: _Ref189907601][bookmark: _Ref189907818][bookmark: _Ref189907843][bookmark: _Ref189907859][bookmark: _Ref189907915][bookmark: _Ref189907944][bookmark: _Ref189908690][bookmark: _Ref189908720][bookmark: _Ref189908734][bookmark: _Ref189908763][bookmark: _Ref189908782][bookmark: _Ref189911237][bookmark: _Ref189911258][bookmark: _Ref189912049][bookmark: _Ref189912098][bookmark: _Ref189912111][bookmark: _Ref189912654][bookmark: _Ref189912669][bookmark: _Ref189912678][bookmark: _Ref189912688]Die wechselseitigen Rechte und Pflichten der Vertragspartner ergeben sich aus den nachstehend in der Reihenfolge ihrer Bedeutung angeführten Vertragsbestandteilen, nämlich:
a) Abrufauftrag des Auftraggebers für einen Einzelauftrag und gegebenenfalls Bezug habende Unterlagen;
b) allfälligen Ergänzungen, Erklärungen, Berichtigungen und Rückfragenbeantwortungen zu den einzelnen Teilen der Ausschreibungsunterlagen;
c) gegenständliche Rahmenvereinbarung (Teil C);
d) Ausschreibungsunterlage Teil J (NDA); 
e) Ausschreibungsunterlage Teil B (Preisblätter);
f) Ausschreibungsunterlage Teil A (Bestimmungen für das Angebot), Teil D (Angebotsschreiben/Bietererklärung, Muster für eine Bankgarantie, Mitgliederverzeichnis Bietergemeinschaft, Erklärung betreffend Bietergemeinschaft sowie eine Eidesstattliche Erklärung betreffend Insolvenzverfahren),  Teil E (Formblätter für die Teilleistung 1), Teil F (Formblätter für die Teilleistung 2), Teil G (Formblätter für die Teilleistung 3), Teil H (Formblätter für die Teilleistung 4), Teil I (Formblätter für die Teilleistung 5);
g) Angebot zum gegenständlichen Vergabeverfahren des Auftragnehmers;
h) besondere Bestimmungen für den Einzelfall in technischen ÖNORMEN bzw. Europäischen Normen oder DIN-Normen;
i) alle zutreffenden Normen, technischen Richtlinien, Wissensstand der Technik, soweit diese nicht den Ausschreibungsbedingungen widersprechen;
j) gesetzliche Bestimmungen.
Im Falle widersprüchlicher oder gegensätzlicher Bestimmungen der gleichen hierarchischen Stufe ist jeweils der Inhalt des Vertragsbestandteils jüngeren Datums maßgeblich. Bei Widersprüchen zwischen den einzelnen vorgenannten Vertragsbestandteilen hat der jeweils vorgereihte Vertragsbestandteil Vorrang. 
Die Gültigkeit allfälliger Allgemeiner Geschäftsbedingungen des Auftragnehmers ist und bleibt stets ausgeschlossen. Dies gilt unabhängig davon, ob solche Bedingungen vor oder nach Abschluss der Rahmenvereinbarung, in Angeboten zu Einzelaufträgen, auf Rechnungen oder wo auch immer angeführt sind.
[bookmark: _Toc471393398][bookmark: _Toc505003132]Gegenstand der Rahmenvereinbarung
[bookmark: OLE_LINK3]Der Gegenstand der Rahmenvereinbarung besteht in der Erbringung von BI-Dienstleistungen gemäß Punkt 4.1 in jener(jenen) Teilleistung(en), in der (denen) der Auftragnehmer im Rahmen des offenen Verfahrens BIDL2018, GZ  BRZ-7.1.1/0017-K-ER-BE/2017 als Partei der Rahmenvereinbarung ermittelt wurde (siehe Seite 2).
Der Auftraggeber beabsichtigt die BI-Dienstleistungen in Form von Einzelaufträgen ab Abschluss der Rahmenvereinbarungen (Gegenzeichnung durch den Auftraggeber) in Anspruch zu nehmen.
Konkretisierungen hinsichtlich Leistungserbringung, Leistungsumfang, etc erfolgen im Zuge der Auftragserteilung mittels Abruf für einen Einzelauftrag (siehe Punkt II).

[bookmark: _Toc471393399][bookmark: _Toc505003133]

Beschreibung des Umfangs der Teilleistungen und des voraussichtlichen Bedarfs des Auftraggebers für die Dauer von drei Jahren sowie für die weiteren Optionsjahre
Bei den in den folgenden Tabellen angeführten Zahlen handelt es sich um den errechneten Bedarf auf Grundlage von Planungsdaten aus heutiger Sicht für die Dauer von drei Jahren (gerechnet ab Abschluss der Rahmenvereinbarung) sowie für die Dauer der weiteren Optionsjahre. Dieser voraussichtliche Bedarf versteht sich daher ausschließlich als unverbindliche Information und stellt keinesfalls eine Verpflichtung des Auftraggebers zur Abnahme in dieser Auftragshöhe dar.
Sollten jedoch über den voraussichtlichen Bedarf hinaus Personenstunden benötigt werden, ist der Auftragnehmer verpflichtet, diese zu liefern (wobei der geschätzte Bedarf zumindest um das 3fache überschritten werden darf). 

[bookmark: _Ref208284336][bookmark: _Toc505003134]Beschreibung des Umfangs der Teilleistung 1  „Cognitive Computing“ und des voraussichtlichen Bedarfs des Auftraggebers für die Dauer von drei Jahren sowie für die weiteren Optionsjahre 
	Umfang
	Personentage

	
Im Rahmen der Teilleistung 1 „Cognitive Computing“ sind insbesondere folgende Leistungen zu erbringen:
· Vergleichende Evaluation von am Markt verfügbaren Cognitive Computing / AI Frameworks
· Identifikation von Anwendungsfällen und Erstellung von Business Cases für Fragestellungen, die mit Cognitive Computing einer Lösung zugeführt werden können
· Fachliche und technische Beratung bei der Konzeptplanung und Umsetzung von Cognitive Computing Projekten
· Anwendung von Verfahren des Machine Learnings
· Sentiment Analysis
· Fachliche und technische Beratung bei der Anwendung von Methoden zur Bearbeitung von natürlich sprachlichen Texten 
	


für 3 Jahre:
                900 PT

für das erste
Optionsjahr:
                 300 PT

für das zweite 
Optionsjahr:
                 300 PT



[bookmark: _Ref208828803]



[bookmark: _Toc505003135]Beschreibung des Umfangs der Teilleistung 2  „Pentaho“ und des voraussichtlichen Bedarfs des Auftraggebers  für die Dauer von drei Jahren sowie für die weiteren Optionsjahre
	Umfang
	Personentage

	Im Rahmen der Teilleistung 2 „Pentaho“ sind insbesondere in folgenden Teilbereichen BI-Dienstleistungen gemäß der Definition in Teil C, Punkt I/2, zu erbringen:
· Pentaho Data Integration DI Server
· Pentaho Data Integration Security
· Pentaho Data Integration Job Entries, Steps & Capabilities
· Pentaho Data Integration Pentaho Data Science Pack
· Pentaho Data Integration Analyzer
· Pentaho Data Integration Dashboards
· Pentaho Data Integration Reporting
· Pentaho Data Integration Platform Administration/Auditing
· Pentaho Data Integration Big Data
· Pentaho Data Integration Monitoring & Auditing
	
für 3 Jahre:
 1.200 PT

für das erste
Optionsjahr:
                   400 PT

für das zweite 
Optionsjahr:
                 400 PT




[bookmark: _Ref464560297][bookmark: _Toc505003136]Beschreibung des Umfangs der Teilleistung 3  „Microsoft“ und des voraussichtlichen Bedarfs des Auftraggebers für die Dauer von drei Jahren sowie für die weiteren Optionsjahre
	             Umfang
	      Personentage

	Im Rahmen der Teilleistung 3 „Microsoft“ sind insbesondere in folgenden Teilbereichen BI-Dienstleistungen gemäß der Definition in Teil C, Punkt I/2, zu erbringen:
· Microsoft DWH Schulungs-, Installations- , Entwicklungs- und Beratungsleistungen
· Microsoft Reporting Schulungs-, Installations-, Entwicklungs- und Beratungsleistungen
· Microsoft Self Service BI Schulungs-, Installations-, Entwicklungs- und Beratungsleistungen
	
für 3 Jahre:
 600 PT
für das erste
Optionsjahr:
 200 PT
für das zweite 
Optionsjahr:
            200 PT



[bookmark: _Ref313275245][bookmark: _Ref313277601]
[bookmark: _Toc505003137]Beschreibung des Umfangs der Teilleistung 4  „Self Service BI“ und des voraussichtlichen Bedarfs des Auftraggebers für die Dauer von drei Jahren sowie für die weiteren Optionsjahre
	Umfang
	Personentage

	
Im Rahmen der Teilleistung 4 „Self Service BI“ sind insbesondere in folgenden Teilbereichen BI-Dienstleistungen gemäß der Definition in Teil C, Punkt I/2, zu erbringen:
· Erstellung von BI-Fachkonzepten
· Fachliche und technische Konzeption von BI-Lösungen
	für 3 Jahre:
1200 PT
für das erste
Optionsjahr:
                  400 PT
           für das zweite 
Optionsjahr:
               400 PT 


[bookmark: _Ref309029759][bookmark: _Ref309029832]

[bookmark: _Toc505003138]Beschreibung des Umfangs der Teilleistung 5  „SAS Dienstleistungen im Kontext von Advanced Analytics“ und des voraussichtlichen Bedarfs des Auftraggebers für die Dauer von drei Jahren sowie für die weiteren Optionsjahre
	             Umfang
	Personentage

	Im Rahmen der Teilleistung 5 „SAS Dienstleistungen im Kontext von Advanced Analytics“ sind insbesondere folgende Dienstleistungen zu erbringen:
· Realisierung von Aufgaben des Daten-Managements mittels Base SAS und SAS Enterprise Guide
· Anwendung des SAS Enterprise Guide bzw. Enterprise Miner im Kontext von Advanced Analytics
· Netzwerkanalyse mit SAS Social Network Analysis
· Anwendung von SAS Text Analytics
· Datenvisualisierung mit SAS Visual Analytics

	für 3 Jahre:
900 PT

für das erste
Optionsjahr:
300 PT

für das zweite 
Optionsjahr:
300 PT


[bookmark: _Toc442584771][bookmark: _Toc458851239][bookmark: _Toc519659190][bookmark: _Toc519659421][bookmark: _Toc508197396]
[bookmark: _Toc519659194][bookmark: _Toc519659425]

[bookmark: _Toc505003139]Abruf eines Einzelauftrages
[bookmark: _Hlt520101555][bookmark: _Toc471393407][bookmark: _Toc505003140][bookmark: _Ref188873927][bookmark: _Ref518795941][bookmark: _Toc519659197][bookmark: _Toc519659428][bookmark: _Ref520104795]Allgemeines
Der Auftraggeber kann Einzelaufträge entweder direkt bei einer Partei der Rahmenvereinbarung (Direktabruf, siehe Punkt 6) oder in Form eines erneuten Aufrufs zum Wettbewerb (siehe Punkt 7) abrufen.
Dem Auftraggeber ist es freigestellt, Abrufe als Dienstleistungs- oder Werkabrufe festzulegen. Weiters kann der Auftraggeber bei der Erbringung kritischer, näher definierter Aufgaben verlangen, dass diese Tätigkeiten vom Auftragnehmer selbst zu erbringen sind und nicht an Subunternehmer weitergegeben werden dürfen.
Werden im Einzelauftrag Stundenkontingente abgerufen (Dienstleistungsabruf), so schuldet der Auftragnehmer die zur Verfügungsstellung von ausreichend qualifiziertem Personal im geforderten Ausmaß und das Personal muss die übertragenen Arbeiten/Tätigkeiten der im Angebot angeführten Qualifikation entsprechend erledigen.
Wird im Einzelauftrag ein Werk definiert, so resultiert aus diesem Werkabruf ein Werkvertrag. Es kommen die werkvertraglichen Regelungen des Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuches (in der geltenden Fassung) zur Anwendung, sofern nicht in dieser Rahmenvereinbarung und in den Einzelaufträgen abweichendes vereinbart ist.
Im Fall, dass die ITSV aus dieser Rahmenvereinbarung abruft, kommt Teil K (Datenschutzrechtliche Dienstleistervereinbarung der ITSV) zur Anwendung und die Datenschutzrechtliche Dienstleistervereinbarung ist in diesem Abruffall vom Auftragnehmer zu unterfertigen. 
[bookmark: _Ref208223140][bookmark: _Toc471393408][bookmark: _Toc505003141][bookmark: _Hlt523019920][bookmark: _Ref505081325]Direktabruf
Vorgesehen ist, dass Leistungen unverändert so abgerufen werden, wie sie ausgeschrieben sind.
Dem Auftraggeber steht es diesbezüglich frei, eine beliebige Partei der Rahmenvereinbarung je Teilleistung mit einem konkreten Einzelauftrag zu beauftragen.
Ein Direktabruf ist dann möglich, wenn Leistungen so abgerufen werden, dass an der Leistungserbringung eine der im Angebot für die Leistungserbringung namentlich nominierten Personen bzw. deren Nachfolger nicht unwesentlich beteiligt ist.
Eine Beteiligung an der Leistungserbringung von 50 % durch namentlich nominierte Personen bzw. deren Nachfolger ist jedenfalls als nicht unwesentlich anzusehen.
[bookmark: _Ref25057578][bookmark: _Toc471393409]

[bookmark: _Toc505003142]Erneuter Aufruf zum Wettbewerb
[bookmark: _Toc505003143]Allgemeines
Die Auftragsverteilung auf Basis eines erneuten Aufrufs zum Wettbewerb sowie die Verteilung der Gewichtung gemäß Punkt 7.3 stehen im Ermessen des Auftraggebers. Er wird den erneuten Aufruf zum Wettbewerb insbesondere in jenen Fällen anwenden, in denen er spezielle Anforderungen an die zu erbringende Leistung hat, die Fähigkeiten und Fertigkeiten erfordern, deren Vorhandensein für die Auswahl der Parteien oder Rahmenvereinbarung nicht ausreichend überprüft werden konnte sowie um allenfalls geänderten (rechtlichen und kommerziellen) Bedingungen Rechnung zu tragen.
Ein erneuter Aufruf der Parteien zum Wettbewerb wird einem Leistungsabruf je Teilleistung jedenfalls auch dann vorgeschaltet, wenn Leistungen so abgerufen werden, dass an der Leistungserbringung keiner der im Angebot für die Leistungserbringung namentlich nominierten Personen (siehe Teil A, Punkt 28) bzw. deren Nachfolger beteiligt ist.
[bookmark: _Toc505003144]Verfahrensablauf
Beim erneuten Aufruf  zum Wettbewerb gemäß § 152 Abs 6 BVergG zu einem Einzelauftrag wird der Auftraggeber unter Angabe von gegebenenfalls ergänzenden rechtlichen und kommerziellen Bedingungen jene Parteien der Rahmenvereinbarung einladen, die in jener Teilleistung Partei der Rahmenvereinbarung sind, in der der konkrete Bedarf besteht.
Der Auftraggeber wird die Parteien der Rahmenvereinbarung per E-Mail auffordern, innerhalb angemessener Frist – wobei der Tag der Aufforderung zur Angebotslegung in diese Frist nicht eingerechnet wird – ein Angebot für einen Einzelauftrag abzugeben.
Die Parteien der Rahmenvereinbarung haben die in der Leistungsbeschreibung definierten „Muss-Kriterien“, die im Zusammenhang mit dem erneuten Aufruf zum Wettbewerb festgelegt werden, vollständig zu erfüllen. Sollten nicht alle in der Leistungsbeschreibung angeführten Kriterien, die den Beisatz „müssen oder muss erfüllt sein“ tragen, vollständig erfüllt werden, so ist das Angebot als den Ausschreibungsunterlagen widersprechend im Sinne des § 129 Abs 1 Z 7 BVergG zu qualifizieren und in weiterer Folge auszuscheiden. Die Parteien der Rahmenvereinbarung haben daher im Angebot für einen Einzelauftrag bekannt zu geben, ob sie die definierten „Muss-Kriterien“ erfüllen oder nicht.
Für die vertiefte Angebotsprüfung für einen Einzelauftrag im erneuten Wettbewerb kann der Auftraggeber Aufklärungsgespräche mit einzelnen Parteien der Rahmenvereinbarung durchführen und gegebenenfalls zur Abgabe eines modifizierten Angebotes aufzufordern.
Den Parteien der Rahmenvereinbarung steht es frei, im Angebot für den Einzelauftrag andere Personen als jene aus dem Angebot für die Auswahl der Parteien der Rahmenvereinbarung zu nominieren. Die Partei der Rahmenvereinbarung ist jedoch verpflichtet, im Falle einer Auftragserteilung jene Personen einzusetzen, die im erneuten Aufruf zum Wettbewerb für den Einzelauftrag nominiert wurden.
Der Auftraggeber weist darauf hin, dass für die Beurteilung der beruflichen Zuverlässigkeit für den konkreten Einzelauftrag auch Umstände herangezogen werden können, die aus einem früheren erneuten Aufruf zum Wettbewerb zu diesem Vergabeverfahren stammen. Der Auftraggeber wird daher jene Parteien der Rahmenvereinbarung nicht zum erneuten Aufruf zum Wettbewerb für einen Einzelauftrag einladen, deren berufliche Zuverlässigkeit für den konkreten Einzelauftrag auf Grund von Vorkommnissen (zB mangelhafte Leistungserbringung, Unzuverlässigkeit, Verzug mit der Leistungserbringung, etc) im Rahmen früherer Einzelaufträgen zu dieser Ausschreibung nicht mehr gegeben ist.
Es werden nur jene Angebote zu einem Einzelauftrag berücksichtigt, die sämtliche im erneuten Aufruf zum Wettbewerb festgelegten Kriterien erfüllen und die nicht wegen Nichterfüllung der Bedingungen des Vergabeverfahrens gemäß § 129 Abs 1 Z 7 BVergG ausgeschieden werden.
Für die vertiefte Angebotsprüfung im erneuten Wettbewerb gelten die Angaben der Partei im Angebot für einen Einzelauftrag sowie der Gesamtpreis im erneuten Aufruf zum Wettbewerb als wesentlich.
Rechnerisch fehlerhafte Angebote für einen Einzelauftrag werden im Sinn des § 126 Abs 4 BVergG – falls sie nicht aus anderen Gründen zwingend auszuscheiden sind – nicht ausgeschieden. Eine Vorreihung bei der Ermittlung des vorteilhaftesten Angebotes im erneuten Aufruf zum Wettbewerb infolge der Berichtigung eines Rechenfehlers ist zulässig.
[bookmark: _Toc505003145]Ermittlung des besten Angebotes
Die Ermittlung des vorteilhaftesten Angebotes für einen Einzelauftrag erfolgt nach technischen und wirtschaftlichen Kriterien (Bestbieterprinzip). Das heißt, das Angebot für einen Einzelauftrag mit der höchsten Gesamtpunkteanzahl, die sich aus den nachstehend angeführten Zuschlagskriterien ergibt, erhält den Zuschlag.
Die Bewertung der Zuschlagskriterien erfolgt nach folgenden Gewichtungen; pro erneuten Aufruf zum Wettbewerb wird jedenfalls eine der unten angeführten 5 Varianten zur Anwendung gelangen:


	Zuschlagskriterium
	maximal erreichbare Punkte
	Gewichtung

	Variante 1

	Preis
	50
	entspricht 50%

	Qualität
	50
	entspricht 50%

	Summe
	100
	entspricht 100%

	Variante 2

	Preis
	60
	entspricht 60%

	Qualität
	40
	entspricht 40%

	Summe
	100
	entspricht 100%

	Variante 3

	Preis
	70
	entspricht 70%

	Qualität
	30
	entspricht 30%

	Summe
	100
	entspricht 100%

	Variante 4

	Preis
	80
	entspricht 80%

	Qualität
	20
	entspricht 20%

	Summe
	100
	entspricht 100%

	Variante 5

	Preis
	90
	entspricht 90%

	Qualität
	10
	entspricht 10%

	Summe
	100
	entspricht 100%



Insgesamt sind somit maximal 100 Punkte (Gesamtpunkteanzahl) zu erreichen. Die Gesamtpunkteanzahl ergibt sich aus der Addition der in den Zuschlagskriterien Preis und Qualität erreichten Punkte. Jenes Angebot, das die höchste Gesamtpunkteanzahl erreicht, ist als bestes Angebot für einen Einzelauftrag eruiert und der Bestbieter erhält den Zuschlag für den Einzelauftrag. Der Auftraggeber behält sich vor, die seines Erachtens notwendige Verteilung der Gewichtung pro erneutem Aufruf zum Wettbewerb entsprechend einer der oben dargestellten 5 Varianten individuell festzulegen.
Im Falle eines Punktegleichstandes zweier oder mehrerer Parteien wird derjenige vorgereiht, der bei dem Zuschlagskriterium Preis mehr Punkte erreicht hat.
[bookmark: _Toc505003146]Zuschlagskriterium Preis
Das Zuschlagskriterium „Preis“ wird aufgrund der von den Parteien der Rahmenvereinbarung im erneuten Aufruf zum Wettbewerb angebotenen Preise rein mathematisch behandelt.
Wie schon im Punkt 5 (Allgemeines zum Abruf eines Einzelauftrages) erwähnt, erfolgt der erneute Aufruf zum Wettbewerb entweder in Form eines Werk- oder Dienstleistungsabrufes, wobei jedoch die Berechnung der Preise für einen Dienstleistungs- bzw für einen Werkauftrag unterschiedlich erfolgt:


Berechnung des Zuschlagskriteriums Preis für einen Dienstleistungsabruf:
[bookmark: _Toc442584776][bookmark: _Toc458851245]Unbeschadet der Angaben zum Zuschlagskriterium Qualität gemäß Punkt 7.3.2 wird der Auftraggeber für einen erneuten Aufruf zum Wettbewerb in Form eines Dienstleistungsabrufes den Parteien der Rahmenvereinbarung per E-Mail insbesondere Folgendes bekannt geben:
· Die konkrete(n) Mitarbeiterkategorie(n) (Junior BI-Beratung, BI-Beratung, Senior BI–Beratung), der(den) die eingesetzte(n) Person(en) entsprechen muss (müssen); 
· die Anzahl an Personen je Mitarbeiterkategorie (Junior BI-Beratung, BI-Beratung, Senior BI–Beratung);
· den aus seiner Sicht konkreten Stundenbedarf (voraussichtliches Abrufvolumen in Stunden) für einen Einzelauftrag, aufgeschlüsselt nach Mitarbeiterkategorie;
· geplante Einsatzdauer der Person(en) je Mitarbeiterkategorie;

Das Angebot für den Einzelauftrag in Form eines Dienstleistungsabrufes muss insbesondere nachfolgende Angebotsbestandteile beinhalten:
· Stundensatz für einen Dienstleistungsabruf für die jeweilig geforderte Mitarbeiterkategorie (Junior BI-Beratung, BI-Beratung, Senior BI–Beratung)
· Nennung der Person(en), die der geforderten Mitarbeiterkategorie entspricht/entsprechen.

Den Parteien der Rahmenvereinbarung steht es frei, im Angebot für den Einzelauftrag in Form eines Dienstleistungsabrufes sowohl günstigere als auch höhere Stundensätze für Dienstleistungsabrufe als im Angebot für die Auswahl der Parteien der Rahmenvereinbarung angegeben anzubieten.
Der Angebotspreis für den Einzelauftrag in Form eines Dienstleistungsauftrags errechnet sich für die Teilleistungen 1 bis 5 wie folgt: 

	
	Aufwand in Stunden für Junior BI-Beratung x Stundensatz für Junior BI-Beratung (nur in der Teilleistung 3)

	=
	Zwischensumme 1


und/oder
	
	Aufwand in Stunden für BI-Beratung x Stundensatz für BI-Beratung

	=
	Zwischensumme 2


und/oder
	
	Aufwand in Stunden für Senior BI-Beratung x Stundensatz für Senior BI-Beratung

	=
	Zwischensumme 3



Danach werden die Zwischensummen der geforderten Mitarbeiterkategorien addiert:
	
	Zwischensumme 1 und/oder

	+
	Zwischensumme 2 und/oder

	+
	Zwischensumme 3

	=
	Gesamtpreis für Dienstleistungsabrufe ohne Umsatzsteuer



Das Angebot für einen Einzelauftrag mit dem niedrigsten Gesamtpreis ohne Umsatzsteuer erhält automatisch die Höchstpunkteanzahl entsprechend der gewählten Variante, die im Vorfeld den Parteien der Rahmenvereinbarung zur Erstellung der Angebote bekanntgegeben wird: 
Variante 1: 	50 Punkte
Variante 2: 	60 Punkte 
Variante 3: 	70 Punkte 
Variante 4: 	80 Punkte 
Variante 5: 	90 Punkte 

Die weiteren Angebote der übrigen Parteien der Rahmenvereinbarung werden anhand folgender Formel in entsprechende Punktewerte umgerechnet:


Somit sind im Zuschlagskriterium Preis für einen Dienstleistungsabruf zwischen 50 und 90 Punkte zu erreichen, das entspricht der Gewichtung zwischen 50 und 90 %. Angebote, die mehr als 100 % vom günstigsten Angebot abweichen, fließen nicht negativ in die Punktebewertung ein, sondern erhalten null Punkte.


Berechnung des Zuschlagskriteriums Preis für einen Werkabruf:
Unbeschadet der Angaben zum Zuschlagskriterium Qualität gemäß Punkt 7.3.2 wird der Auftraggeber für einen erneuten Aufruf zum Wettbewerb für einen Werkabruf den Parteien der Rahmenvereinbarung ein Lastenheft per E-Mail übermitteln und  gleichzeitig unter Setzung einer angemessenen Frist bekannt geben, bis wann Rückfragen zum Lastenheft gestellt werden können.
Das Angebot für den Einzelauftrag muss einen Pauschalpreis für das zu erstellende Werk beinhalten, der wie nachfolgend angeführt aufzuschlüsseln ist: 
· (vom Auftragnehmer geschätzter) Aufwand in Stunden für den Einzelauftrag aufgeschlüsselt nach Mitarbeiterkategorie (Junior BI-Beratung, BI-Beratung, Senior BI-Beratung);
· Stundensatz je Mitarbeiterkategorie für einen Einzelauftrag

Klargestellt wird, dass die Aufschlüsselung des Pauschalpreises lediglich der Überprüfung der Nachvollziehbarkeit des angegebenen Pauschalpreises dient.
Den Parteien der Rahmenvereinbarung steht es frei, im Angebot für den Einzelauftrag in Form eines Werkabrufes sowohl günstigere als auch höhere Stundensätze für Werkabrufe als jene aus dem Angebot für die Auswahl der Parteien der Rahmenvereinbarung anzubieten.
Der Pauschalpreis für einen Einzelauftrag in Form eines Werkabrufs errechnet sich für die Teilleistungen 1 bis 5 wie folgt:  

	
	Aufwand in Stunden je Mitarbeiterkategorie x Stundensatz für Werkabrufe je Mitarbeiterkategorie

	=
	Pauschalpreis für die Leistung ohne Umsatzsteuer



Der guten Ordnung halber wird darauf hingewiesen, dass sämtliche tatsächlich anfallenden Aufwände für das zu erstellende Werk im Pauschalpreis enthalten sind und keinerlei sonstige Aufwände gesondert vergütet werden.
Das Angebot mit dem niedrigsten Pauschalpreis ohne Umsatzsteuer (= günstigstes Angebot) erhält automatisch die Höchstpunkteanzahl der gewählten Variante, die im Vorfeld den Parteien der Rahmenvereinbarung zur Erstellung der Angebote bekanntgegeben wird:


Variante 1: 	            50 Punkte
Variante 2: 	            60 Punkte
Variante 3:	 	70 Punkte
Variante 4:	 	80 Punkte
Variante 5:	 	90 Punkte 

Die weiteren Angebote der übrigen Parteien der Rahmenvereinbarung werden anhand folgender Formel in entsprechende Punktewerte umgerechnet.


Somit sind im Zuschlagskriterium Preis für einen Werkabruf zwischen 50 bis 90 Punkte zu erreichen, das entspricht der Gewichtung zwischen 50 und 90 %. Angebote, die mehr als 100 % vom günstigsten Angebot abweichen, fließen nicht negativ in die Punktebewertung ein, sondern erhalten null Punkte.
[bookmark: _Toc505003147]Zuschlagskriterium Qualität für Dienstleistungs- und Werkabrufe
Für die Bewertung des Zuschlagskriteriums Qualität im erneuten Aufruf zum Wettbewerb für einen Einzelabruf wird der Auftraggeber den Parteien der Rahmenvereinbarung der jeweiligen Teilleistung per E-Mail – neben den Angaben für die Berechnung des Zuschlagskriteriums Preis – auf die jeweiligen Anforderungen abgestimmte Qualitätskriterien bekannt geben. 
Dies können zum Beispiel sein: 
· Anforderungen an die Mitarbeiterkategorien (Junior BI-Beratung, BI-Beratung, Senior BI-Beratung) und/oder 
· Vorgaben, die Grundlage für Konzepterstellungen durch die Parteien sind und/oder 
· Funktionalitäten der zu erbringenden Leistung.
Den Parteien der Rahmenvereinbarung steht es frei, im Angebot für den Einzelauftrag andere Mitarbeiter als jene aus dem Angebot für die Auswahl der Parteien der Rahmenvereinbarung zu nominieren.
Die Parteien der Rahmenvereinbarung müssen im Angebot für einen Einzelauftrag  bekannt geben, ob die Qualitätskriterien erfüllt sind oder nicht. 
Die vom Auftraggeber beim erneuten Aufruf zum Wettbewerb bekannt gegebenen Qualitätskriterien fließen in der bekannt gegebenen Berechnungsmethode zwischen 50 und 10 %, sohin mit maximal 50 bis 10 Punkten, in die Gesamtbewertung ein.
[bookmark: _Toc471393423][bookmark: _Toc519659213][bookmark: _Toc519659444]

[bookmark: _Toc505003148]Rechtliche und kommerzielle Auftragsbedingungen
[bookmark: _Toc471393424][bookmark: _Ref308793843][bookmark: _Toc505003149][bookmark: _Toc90788013][bookmark: _Toc95303841]Auftragsabwicklung / Erteilung eines Einzelauftrages
Abrufaufträge gelten dann als rechtsgültig erteilt, wenn der Abrufauftrag für einen Einzelauftrag seitens des Auftraggebers vom Kompetenzzentrum Beschaffung (K-ER-BE) bzw firmenmäßig unterfertigt ist. 
[bookmark: _Ref313524868]Für Leistungen, die der Auftragnehmer erbringt und die nicht gemäß Punkt 8 beauftragt wurden, besteht weder ein Entgeltsanspruch, noch ein Anspruch auf Aufwandersatz gegen den Auftraggeber. Der Auftraggeber hat vielmehr das Recht, die unverzügliche und unentgeltliche Beseitigung der Leistung und Wiederherstellung des vorigen Zustands zu verlangen.
Der Auftraggeber definiert im Abrufauftrag insbesondere die vom Auftragnehmer zu erbringenden Leistungen unter Angabe des Leistungsbeginns, Leistungsumfanges, allfälliger besonderer Spezifikationen und des für die Auftragsabwicklung in Aussicht genommenen Zeithorizontes im Einzelauftrag.
[bookmark: _Ref312147946]Erachtet der Auftraggeber die Stornierung eines erteilten Einzelauftrages für unumgänglich, kann er diesen unter Einhaltung einer einwöchigen Kündigungsfrist stornieren. Die Verrechnung von Stornogebühren durch den Auftragnehmer ist dabei nicht zulässig. 
Für jeden Einzelauftrag ist der Projektleiter des Auftraggebers befugt, die Art und Weise der Auftragserfüllung gegenüber dem Auftragnehmer anzuordnen, Termine zu vereinbaren, Leistungsnachweise als Grundlage für die Verrechnung zu genehmigen, die Auftragserfüllung begleitend zu kontrollieren und gegebenenfalls die Erbringung der Dienstleistung durch einen anderen Mitarbeiter des Auftragnehmers zu fordern, wenn der eingesetzte Mitarbeiter nicht die für den Einzelauftrag erforderlichen Qualifikationen aufweist.
[bookmark: _Ref312096413]Ist die Leistung des Auftragnehmers nicht entsprechend, kann der jeweilige Einzelauftrag vom Auftraggeber jederzeit, ohne Angabe spezifischer Gründe, abgebrochen werden. Die bis dahin geleisteten Aufwendungen werden vom Auftraggeber nur in dem Ausmaß vergütet, in dem die erbrachte Leistung einen Nutzen im Sinne der vertraglich vereinbarten Leistung bringt.
Der Auftragnehmer ist für die ordnungsgemäße, dem Stand der Technik entsprechende Erfüllung aller im Einzelauftrag definierten Leistungen verantwortlich.
Die Zuschlagsfrist im erneuten Aufruf zum Wettbewerb, während der die Parteien der Rahmenvereinbarung an ihre Angebote für einen Einzelauftrag gebunden sind, beginnt mit dem Ablauf der Angebotsfrist im erneuten Aufruf zum Wettbewerb und beträgt drei Monate – sofern im erneuten Aufruf zum Wettbewerb nichts anderes geregelt ist. Sollte sich die Zuschlagserteilung aus Gründen eines Vergabekontrollverfahrens oder aus anderen unvorhergesehenen Gründen verzögern, sind die Parteien der Rahmenvereinbarung bis zum Wegfall dieser Gründe an ihr Angebot für einen Einzelauftrag gebunden. Der Auftraggeber wird den Zuschlag — nach vorheriger Bekanntgabe der Zuschlagsentscheidung an alle Parteien der Rahmenvereinbarung, die ein Angebot zum Einzelauftrag abgegeben haben — mittels Auftragsschreiben (SAP-Bestellung) erteilen. Der Auftraggeber legt bereits jetzt fest, dass bei der Zuschlagsentscheidung die Bewertung der Zuschlagskriterien „Preis“ und „Qualität“ nur in Form einer Tabelle, aus der die Punkteverteilung des bestgereihten Bieters und des jeweils betroffenen, nicht berücksichtigten Bieters ersichtlich ist, bekannt gegeben wird. Von einer verbalen Begründung der Bewertung des Zuschlagskriteriums „Qualität“ wird abgesehen, da aufgrund der bestehenden Marktsituation eine verbale Offenlegung der Vorteile des Angebotes des präsumtiven Zuschlagsempfängers einen Eingriff in Geschäfts- und Geheimhaltungsinteressen sowie eine eklatante Wettbewerbsverzerrung für die Zukunft bedeuten könnte. Die Zuschlags-/Auftragserteilung erfolgt per Fax, eFax oder E-Mail.
[bookmark: _Ref316036983]Der Auftraggeber behält sich vor, im Rahmen des erneuten Aufrufs zum Wettbewerb, bei Erteilung eines Einzelauftrages oder im Rahmen der Leistungserbringung eine Strafregisterauskunft über den (die) nominierten bzw. eingesetzten Personen zu fordern.
(Zeit)Aufwände des Auftragnehmers für Tätigkeiten, die für den Auftraggeber keinen Mehrwert bringenden Output zur Folge haben, werden nicht vergütet. Darunter fallen zB (Zeit)Aufwände des Auftragnehmers für die Einarbeitung/Einschulung in BRZ- oder kundespezifische Themen/Applikationen, die die Unterstützung von Personal des Auftraggebers erfordern, die Zeitendokumentation im Zeiterfassungssystem "CATS" des Auftraggebers, das Führen persönlicher Zeitnachweise etc.
[bookmark: _Toc505003150]Vertragsdauer und Optionen
Diese Rahmenvereinbarung erwächst mit der Gegenzeichnung durch den Auftraggeber in Rechtskraft und endet – ohne Berücksichtigung der Optionen – nach drei Jahren. Bei Inanspruchnahme der Optionen verlängert sich die Dauer der Rahmenvereinbarung jeweils um ein weiteres Jahr, höchstens jedoch auf insgesamt fünf Jahre. Der Auftraggeber gibt dem Auftragnehmer jeweils spätestens ein Monat vor Ende der Laufzeit der Rahmenvereinbarung schriftlich via postalischem Schreiben, Telefax oder E-Mail bekannt, ob er vom Recht der Verlängerungsoption Gebrauch macht. Der Auftraggeber wird von der Option Gebrauch machen, wenn dies aus seiner Sicht zur Wahrung der Kontinuität der Leistungserbringung erforderlich ist. 
[bookmark: _Ref313014015][bookmark: _Toc471393428][bookmark: OLE_LINK2]
[bookmark: _Toc505003151]

Außerordentliche Kündigung
Der Auftraggeber ist berechtigt, die Rahmenvereinbarung und alle oder bestimmte Einzelaufträge bei Vorliegen eines wichtigen Grundes einseitig ohne Setzung einer Nachfrist durch schriftliche Erklärung mit sofortiger Wirkung aufzulösen.
[bookmark: _Toc501445060][bookmark: _Toc501453780]Als wichtige Gründe für den Auftraggeber gelten insbesondere:
· wenn über das Vermögen des Auftragnehmers ein Insolvenzverfahren eröffnet wird oder ein Insolvenzantrag mangels kostendeckenden Vermögens abgewiesen wird,
· wenn der Auftragnehmer wegen eines Verstoßes gegen das Ausländerbeschäftigungsgesetz oder analoge Normen verurteilt wird,
· wenn der Auftragnehmer oder ihm zurechenbare Personen gegen die gesetzlichen Antikorruptionsbestimmungen verstößt/verstoßen und/oder im Fall des unmittelbaren oder mittelbaren Versprechens oder Gewährens eines Vermögensvorteils an Mitarbeiter des Auftraggebers durch den Auftragnehmer oder einen Subunternehmer des Auftragnehmers,
· wenn der Auftragnehmer oder ihm zurechenbare Personen Mitarbeitern des Auftraggebers oder sonstigen dem Auftraggeber zurechenbaren Personen nicht bloß geringfügige Geschenke, Einladungen oder Zuwendungen welcher Art auch immer gewährt oder sich mit Personen des Auftraggebers oder mit sonstigen dem Auftraggeber zurechenbaren Personen inoffiziell zu laufenden Vergabeverfahren trifft,
· wenn eine Beschränkung oder unlautere Beeinflussung des freien Wettbewerbs durch den Auftragnehmer, ein mit diesem verbundenen Unternehmen oder einen Subunternehmer des Auftragnehmers in dem Vertragsabschluss vorangegangenen Vergabeverfahren passiert ist,
· wenn der Auftragnehmer die Eigenberechtigung/Gewerbeberechtigung verliert,
· wenn der Auftragnehmer einen vom Auftraggeber nicht genehmigten ausgetauschten Mitarbeiter und/oder einen nicht genehmigten Subunternehmer zur Leistungserbringung einsetzt,
· wenn der Auftragnehmer falsche Erklärungen im erheblichen Ausmaß im Angebot zur Auswahl der Partei der Rahmenvereinbarung oder im Zuge eines Einzelauftrages getätigt hat,
· wenn eine wesentliche Vertragsverletzung vorliegt; eine solche ist insbesondere jede Verletzung der vertraglichen Verpflichtungen, wenn sie nachteilig und trotz schriftlicher Abmahnung wiederholt erfolgt,
· wenn der Auftragnehmer Sozialversicherungsbeiträge oder sonstige Abgaben hinterzieht,
· wenn der Auftragnehmer oder eine von ihm zur Auftragserfüllung herangezogene Person gegen die Bestimmungen der Geheimhaltungsvereinbarung (NDA, Teil J) oder des Punktes 29 (Geheimhaltung, Datenschutz) verstößt. 

Kündigt der Auftraggeber außerordentlich, so verliert der Auftragnehmer jeden Anspruch auf das Entgelt, soweit er nicht bereits eine für den Auftraggeber verwertbare Teilleistung erbracht hat. Soweit ein Anspruch auf das Auftragsentgelt nicht besteht, hat der Auftragnehmer dem Auftraggeber allenfalls bereits geleistete Zahlungen unverzüglich zuzüglich einer Verzinsung von 4 % über dem jeweiligen geltenden Basiszinssatz p.a. (ab dem Tag des Empfangs der Beträge an gerechnet) zurückzuerstatten. Im Falle der sofortigen Beendigung des Vertragsverhältnisses hat der Auftragnehmer dem Auftraggeber, unabhängig von weiteren Schadenersatzansprüchen, auch die durch eine allfällige Weitergabe des Auftrages an einen Dritten erwachsenden Mehrkosten (= Ersatzvornahme), einschließlich der Kosten für die Durchführung eines Vergabeverfahrens, zu ersetzen.
Der Auftragnehmer hat den Auftraggeber ohne Verzug vorab darüber zu informieren, wenn der Auftragnehmer ein Verfahren zur Auflösung und Liquidierung seiner Gesellschaft einleitet oder eine Insolvenz droht, durch Wechsel der Beteiligungsverhältnisse unter einen neuen beherrschenden Einfluss gerät oder den die vertragsgegenständlichen Leistungen betreffenden Geschäftsbereich einzustellen oder dessen Übertragung an einen Dritten oder den Zusammenschluss mit dem Unternehmen eines Dritten beabsichtigt. Im Falle einer Übertragung des die vertragsgegenständlichen Leistungen betreffenden Geschäftsbereichs vom Auftragnehmer an einen Dritten oder des Zusammenschlusses des Geschäftsbereiches mit dem Unternehmen eines Dritten hat der Auftraggeber das Recht, zu verlangen, dass der Auftragnehmer für die ordnungsgemäße Erfüllung des Vertragsverhältnisses durch den Dritten ausdrücklich zusätzlich zu dem Dritten Gewähr leistet oder sollte eine solche Erklärung vom Auftragnehmer nicht abgegeben werden, vom Vertrag zurück zu treten.
[bookmark: _Toc505003152]Erfüllungsort
Die ausschreibungsgegenständlichen Leistungen sind grundsätzlich in den Räumlichkeiten des Auftraggebers oder dessen Kunden zu erbringen, in Ausnahmefällen jedoch nach erfolgter Zustimmung des Auftraggebers an anderen Orten des Bundesgebietes Österreich.
[bookmark: _Toc90788015][bookmark: _Toc95303843][bookmark: _Ref310862774][bookmark: _Ref310863410][bookmark: _Ref310863952][bookmark: _Toc471393435][bookmark: _Toc505003153]Änderungen der Leistungen (Change Request)
Erkennt der Auftragnehmer im Zuge eines Einzelauftrages insbesondere das Erfordernis von Mehrleistungen über den in Aussicht genommenen Zeithorizont hinaus, das Überschreiten der maximalen Auftragssumme im Einzelauftrag bzw. das Auftreten von Umständen, die eine zeitgerechte Auftragsabwicklung gefährden oder gar unmöglich machen, hat er den Auftraggeber unverzüglich und nachweislich und mit entsprechender Begründung hierüber in Kenntnis zu setzen und, soweit es ihm möglich ist, gleichzeitig Vorschläge zur Behebung der Auftragsvollzugshindernisse einzubringen.
[bookmark: _Ref316036991][bookmark: _Ref203274585]Jede Änderung des Einzelauftrages ist als den Einzelauftrag ergänzende Änderung zum Abrufauftrag durch das Kompetenzzentrum Beschaffung (K-ER-BE) festzuhalten. 
Für Änderungen, die nicht in Übereinstimmung mit Punkt 12 erfolgen, gelten die Regelungen des Punktes 8 (Auftragsabwicklung) sinngemäß.
[bookmark: _Toc505003154]Randbedingungen und Voraussetzungen
Im Bewusstsein seiner Warnpflicht erklärt der Auftragnehmer, die Inhalte des Vertrages und die weiteren Vertragsbestandteile gemäß Punkt 3 (Vertragsbestandteile) sorgfältig überprüft zu haben und dass diese für die vom Auftragnehmer zu erbringenden Leistungen ausreichend beschrieben sind.
Der Auftragnehmer hat seine Kalkulation sorgfältig erstellt, hat Reserven einkalkuliert, verfügt über eine ausreichende Anzahl an geeignetem und qualifiziertem Personal und kann, wenn notwendig, die Mitarbeiterkapazität kurzfristig entsprechend aufstocken, um die vertragsgegenständlichen Leistungen zum jeweiligen Zeitpunkt fristgerecht zu erbringen und die jeweiligen Projektziele unter Einhaltung der hohen Qualitätsanforderungen nach Stand der aktuellen Technik und des jeweiligen Zeitplans erfüllen zu können.
[bookmark: _Toc505003155]Einsatz von Subunternehmers / Wechsel von Subunternehmers und/oder von namhaft gemachten Personen
Der Auftragnehmer ist nicht berechtigt, sich ohne vorherige schriftliche Zustimmung des Auftraggebers anderer bzw. weiterer als der im Angebot für die Ermittlung der Parteien der Rahmenvereinbarung (Auswahl der Parteien der Rahmenvereinbarung) genannten Subunternehmer und/oder anderer bzw. weiterer als der im Angebot namhaft gemachten Personen zur Vertragserfüllung zu bedienen. Beabsichtigt der Auftragnehmer dennoch, im Rahmen eines Einzelauftrages einen anderen als im Angebot genannten oder einen weiteren Subunternehmer und/oder eine andere als im Angebot namhaft gemachte oder einen weitere Person einzusetzen, so hat er dies dem Auftraggeber schriftlich vor deren Einsatz bekannt zu geben. 
[bookmark: _Ref328062560]Der Auftraggeber wird seine diesbezügliche Entscheidung binnen drei Wochen ab Erhalt der nachweisenden Unterlagen (für die Leistungsfähigkeit des Subunternehmers bzw die Qualifikation der nominierten Person) treffen und einen Wechsel von Subunternehmern bzw einen Austausch der nominierten Person nur aus wichtigen Gründen ablehnen.
Ein wichtiger Grund liegt insbesondere auch dann vor, wenn der Auftragnehmer der Aufforderung zur Erbringung des Nachweises über die Durchführung oder die neuerliche Durchführung der Sicherheitsüberprüfung oder eine namhaft gemachte Person der Aufforderung zu den Beantragungen der Sicherheitsüberprüfung gemäß §§ 55 ff SPG und bei der Abteilung G-SQ des Auftraggebers gemäß Teil A, Punkt 28.8 vor Einsatz der nominierten Person trotz schriftlicher Abmahnung nicht nachkommt.
Der Auftraggeber ist zudem berechtigt, vom Auftragnehmer den sofortigen Austausch einer nominierten Person zu verlangen, wenn für diese eine Sicherheitsüberprüfung erforderlich ist und diese nicht positiv erteilt wird, diese nachträglich wegfällt oder entzogen wird. In diesem Fall hat der Auftragnehmer dem Auftraggeber umgehend eine neue geeignete und qualifizierte Person namhaft zu machen und zur Auftragsabwicklung zur Verfügung zu stellen, die entweder über die erforderliche Sicherheitsüberprüfung verfügt oder ihre Zustimmung zur Durchführung der Sicherheitsüberprüfung erteilt und keine Gründe vorliegen, die mit überwiegender Wahrscheinlichkeit einer positiven Überprüfung und somit einer positiven Sicherheitsüberprüfung entgegenstehen.
[bookmark: _Toc505003156]Einsatz von Personen für die Auftragserfüllung
Der Auftragnehmer wird der jeweiligen zum Einsatz kommenden Person des Auftragnehmers die Möglichkeit einräumen, vorhandenes Mobiliar sowie Internet-Zugang des Auftraggebers im notwendigen Umfang mit zu benützen. Für darüber hinausgehende Arbeitsmittel, welcher Art auch immer, hat ausschließlich der Auftragnehmer Sorge zu tragen.
Der Auftragnehmer ist grundsätzlich verpflichtet, die im Angebot zur Auswahl der Parteien der Rahmenvereinbarung nominierten oder die ersatzweise nominierten Personen zur Erfüllung eines Einzelauftrages einzusetzen. Bei der Leistungserbringung auf Grund eines erneuten Aufrufs zum Wettbewerb, ist der Auftragnehmer verpflichtet, die nominierten Personen aus diesem Angebot einzusetzen.
Der Auftragnehmer wird spätestens 1 Woche nach Erhalt eines Einzelauftrages Strafregisterauszüge für die nominierten Personen an den Auftraggeber übermitteln. Darüber hinaus ist seitens der eingesetzten Personen vor Übergabe der Zutrittsberechtigungskarten die „Sicherheitsrichtlinie für Externe“ in der jeweils gültigen Fassung zu unterfertigen. Diese Sicherheitsrichtlinie wird der Auftraggeber mit der gegengezeichneten Rahmenvereinbarung an die ermittelten Partner im Vergabeverfahren übersenden.
Der Auftragnehmer wird der fachlichen Weiterbildung seines Personals besondere Aufmerksamkeit widmen, damit das Wissen seiner Beschäftigten dem Stand der Technik entspricht. Allfällige fach- und projektspezifische, auf den gegenständlichen Leistungsbereich abgestimmte Fortbildungslehrgänge sind in Absprache mit dem Auftraggeber mit den laufenden Projekten terminlich zu koordinieren. Den Aufwand für eine berufsübliche Aus- und Fortbildung trägt der Auftragnehmer. Ausbildungszeiten gelten nicht als Arbeitszeit.
Auf Verlangen des Auftraggebers haben die nominierten Personen des Auftragnehmers sowie jene, die für die Leistungserbringung eingesetzt werden, an themenspezifischen oder sicherheitsrelevanten oder datenschutzrechtlichen Schulungen der BRZ GmbH teilzunehmen. Die dafür anfallenden Schulungskosten sowie andere allfällige Aufwände (Zeitaufwände) sind von den Parteien der Rahmenvereinbarung selbst zu tragen.
[bookmark: _Ref197170148]Im Falle der Nichtentsprechung einer nominierten Person kann der Auftraggeber entweder auf Austausch bestehen oder den Einzelauftrag gemäß Punkt 10 (Außerordentliche Kündigung) abbrechen. Im Falle eines Austausches muss diese Person auf Anforderung des Auftraggebers durch einen Mitarbeiter ersetzt bzw ausgetauscht werden, der die Kriterien gemäß Teil A (Mitarbeiterqualifikationen für die einzelnen Mitarbeiterkategorien) bzw die im erneuten Aufruf zum Wettbewerb darüber hinaus geforderten „Muss-Kriterien“ erfüllt und zumindest die gleichen Qualifikationen besitzt wie die auszutauschende Person. Der Nachweis darüber ist vom Auftragnehmer zu erbringen. Aufwände für die Einarbeitung bzw für den Know-How-Transfer für diese neue Person gehen zu Lasten des Auftragnehmers.
[bookmark: _Ref197170151]Sollte es im Zuge der Abwicklung eines Einzelauftrages notwendig sein, weitere Personen einzusetzen, die nicht im Angebot für die Auswahl der Parteien der Rahmenvereinbarung nominiert wurden, so verpflichtet sich der Auftragnehmer ausschließlich solche Personen einzusetzen, die die Kriterien gemäß Teil A (Mitarbeiterqualifikationen für die einzelnen Mitarbeiterkategorien) bzw die im erneuten Aufruf zum Wettbewerb darüber hinaus geforderten „Muss-Kriterien“ erfüllen und dies dem Auftraggeber auf dessen Verlangen auch nachgewiesen wird. Der Nachweis darüber ist vom Auftragnehmer zu erbringen.
[bookmark: _Toc501453785][bookmark: _Toc505003157]Wechsel/Austausch von nominierten Personen für die Auftragserfüllung
Für den Fall, dass nominierte Personen aus wichtigen Gründen nicht abgerufen werden können (zB Wechsel des Unternehmens, Karenz) können ersatzweise Personen jeweils zum Ende eines Monats vom Auftragnehmer nachnominiert werden.
Die nachnominierte Person muss zumindest jene Qualifikationen erfüllen, die für die zu ersetzende Person nachgewiesen wurden. Die diesbezüglichen Nachweise sind vom Auftragnehmer bei Nachnominierung einer Person dem Auftraggeber zu übermitteln.


[bookmark: _Toc505003158]Entgelt, Zahlungsbedingungen, Spesen
Unabhängig von einer Preisanpassung gemäß Punkt 21 gelten für die Dauer von drei Jahren sowie für das vierte bzw. das fünfte Jahr (bei einer einmaligen bzw. zweimaligen Ziehung der Option) – jeweils gerechnet ab Inkrafttreten der Rahmenvereinbarung – die pauschalierten Stundensätze ohne Umsatzsteuer laut den Preisblättern (Teil B) als vereinbart, sofern der Auftragnehmer für einen Einzelauftrag nicht einen anderen Stundensatz bzw. Werkaufschlag im erneuten Aufruf zum Wettbewerb anbietet.
Leistungen durch den Auftragnehmer werden nur dann vergütet, wenn diese durch den Auftraggeber vor deren Erbringung gemäß Punkt 8Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden werden. (Auftragsabwicklung) beauftragt werden.
Mit diesem Entgelt stehen dem Auftragnehmer mit Ausnahme der unter Punkt 18 (Reisekosten) dieser Rahmenvereinbarung genannten Vergütungen keinerlei weitere Vergütungen für die geleisteten Aufwendungen oder erbrachten Leistungen im Rahmen eines Einzelauftrages zu.
Die anzugebenden Stundensätze – sowohl jene im offenen Verfahren, als auch im erneuten Aufruf zum Wettbewerb – müssen alle Nebenleistungen und sonstigen Leistungen umfassen, auch wenn sie nicht gesondert in den Ausschreibungsunterlagen angeführt sind, aber zur Herbeiführung des Leistungserfolges notwendig sind. Im Regelfall hat die Leistungserbringung an Arbeitstagen (Montag bis Freitag) zwischen 6:00 bis 20:00 Uhr zu erfolgen. 
Erforderliche Genehmigungen des zuständigen Arbeitsinspektorates zur Leistung von Überstunden sind durch den Auftragnehmer einzuholen. 
Die Stundensätze sind als Nettopreise in Euro ohne Umsatzsteuer inklusive aller Abgaben und Gebühren anzugeben.
[bookmark: _Ref196738536][bookmark: _Toc501453787][bookmark: _Toc505003159]Reisekosten	
Reisebewegungen von Personen des Auftragnehmers im Zuge der Leistungserbringung außerhalb des Erfüllungsortes Wien unterliegen nur dann einer Entgeltspflicht, wenn und soweit ihnen der Auftraggeber im Einzelauftrag ausdrücklich und schriftlich zugestimmt hat. Die Reisezeit gilt diesfalls als Arbeitszeit.
Die bei diesen Reisebewegungen anfallenden Kosten für Unterkunft und Verkehrsmittel sind vom Auftragnehmer gegen Vorweis der Belege beim Auftraggeber in Rechnung zu stellen. Der Kostenersatz beträgt maximal:
· für Unterkunft in Landeshauptstädten: € 70,-- je Nächtigung
· für sonstige Unterkunft: € 50,-- je Nächtigung 
· für Verkehrsmittel: Kosten für eine Bahnfahrt 2. Klasse
· Kosten für öffentliche Verkehrsmittel (Bus, Straßenbahn und U-Bahn) am Entsendungsort

Auch soweit für diese Reisebewegungen keine öffentlichen Verkehrsmittel verwendet werden, steht dem Auftragnehmer ein pauschaler Reisekostenersatz in der Höhe des Kostenersatzes für eine entsprechende Bahnfahrt zweiter Klasse zu. Darüber hinausgehende Reiseaufwendungen werden nicht abgegolten.
[bookmark: _Toc505003160]Rechnungslegung	
Grundlage der Abrechnungen sind die vom Projektleiter des Auftraggebers unterfertigten Leistungsnachweise in Form eines Auszugs aus dem BRZ-Zeiterfassungssystem "CATS" (personalisierter Leistungsnachweis). Der Leistungsnachweis ist von der eingesetzten Person des Auftragnehmers in "CATS" mindestens wöchentlich so zu führen, dass spätestens am letzten Arbeitstag der aktuellen Woche die für die aktuelle Woche aufgewendeten Leistungen vollständig gebucht sein müssen und am zweiten Arbeitstag des Folgemonats der Vormonat vollständig gebucht sein muss. Eine Kopie der "SAP-CATS"-Auszüge sind den Rechnungen beizulegen.
[bookmark: _Ref195960534]Die vom Auftraggeber bestätigten Leistungen des Auftragnehmers müssen bei einem Dienstleistungsabruf monatlich, binnen 14 Kalendertagen nach Ablauf des Monats, in dem die jeweiligen Leistungen erbracht wurden, in Rechnung gestellt werden, wobei die verrechneten Leistungen jenen der unterfertigten Leistungsnachweise entsprechen müssen. Für jene bestätigten Leistungen, für die nicht binnen 14 Kalendertagen nach Ablauf des Monats, in dem die Leistungen erbracht wurden, Rechnung gelegt wurde, besteht ein Entgeltanspruch erst im nächstfolgenden Monat.
Abweichungen vom oben beschriebenen Verrechnungsmodus für Einzelaufträge sind möglich, doch müssen solche Abweichungen im Einzelauftrag ausdrücklich vereinbart werden.
Die vom Auftragnehmer gelegten Abrechnungen haben den gesetzlichen Vorschriften des österreichischen Umsatzsteuergesetzes (UStG) in der jeweils geltenden Fassung (insbesondere § 11 UStG) zu entsprechen und sind an die Abteilung Finanz- und Rechnungswesen der Bundesrechenzentrum GmbH zu richten. Sie haben überdies folgende Informationen zu beinhalten: 
· SAP-Bestellscheinnummer des Auftraggebers
· Name und Anschrift des liefernden oder leistenden Unternehmens
· Name und Anschrift des Auftraggebers
· Umsatzsteueridentifikationsnummer (UID-Nummer) des Auftragnehmers
· Projektbezeichnung
· Name(n) der eingesetzten Person(en) des Auftragnehmers
· Leistungszeitraum
· Anzahl der geleisteten Stunden
· Stundensatz je Mitarbeiterkategorie
· Den auf das Entgelt entfallende Steuerbetrag
· Ausstellungsdatum
· Fortlaufende Nummer
· UID-Nummer des Auftraggebers (auf Rechnungen mit einem Gesamtbetrag über EUR 10.000,-- inkl. USt, weiters wenn die Steuerschuld auf den Leistungsempfänger übergeht – Reverse Charge)
· Wird die Rechnung in einer anderen Währung als Euro ausgestellt, ist der Steuerbetrag zusätzlich in Euro anzugeben
· Den Summenpreis und die Umsatzsteuer
· Vom Projektleiter des Auftraggebers unterfertigte Leistungsnachweise in Form eines Auszugs aus dem BRZ-Zeiterfassungssystem "SAP-CATS" 
[bookmark: _Ref239671073]
Der Auftraggeber wird die ordnungsgemäß gelegten Rechnungen innerhalb von 30 Kalendertagen netto begleichen. Die 30-tägige Zahlungsfrist beginnt – vertragsgemäße Leistungserbringung und ordnungsgemäße Rechnungslegung vorausgesetzt – am Tag nach dem Eingang der betroffenen Rechnung beim Auftraggeber zu laufen. Für Zahlungen innerhalb von 21 Tagen ab Beginn der Zahlungsfrist ist dem Auftraggeber ein Skonto von 3 % zu gewähren. Für die Einhaltung der Zahlungsfrist ist die Anweisung der Bank des Auftraggebers am letzten Tag der Frist rechtzeitig. Alle Zahlungen sind auf ein vom Auftragnehmer schriftlich bekannt zu gebendes Bankkonto zu leisten.
Rechnungen sind in deutscher Sprache zu legen und dürfen keine nicht allgemein üblichen und verständlichen Abkürzungen enthalten.
Klargestellt wird, dass weder eine allfällige Abnahme von Leistungen, noch die Bestätigung der sachlichen Richtigkeit von Rechnungen, noch die Bestätigung, dass die bisher erbrachten Leistungen ordnungsgemäß sind, eine Selbstbindung des Auftraggebers gegenüber dem Auftragnehmer bewirken, insbesondere nicht bedeuten, dass auf allfällige künftige Einwände gegen die sachliche Richtigkeit oder die Ordnungsgemäßheit der bisherigen Leistungen verzichtet wird, sondern nur buchhaltungsinterne Gründe und Wirkungen haben. Sofern nichts anderes festgelegt ist, gelten die in dieser Rahmenvereinbarung vereinbarten Gewährleistungs- und Garantiebestimmungen, unbeeinflusst von den vorgenannten Schritten.
Für den Fall des Zahlungsverzugs schuldet der Auftraggeber Verzugszinsen von 9,2 % über dem von der österreichischen Nationalbank verlautbarten Basiszinssatz.
[bookmark: _Toc501453789][bookmark: _Toc505003161]Mangelhafte Rechnungslegung
[bookmark: _Ref312159501]Ist eine Rechnung formwidrig, mangelhaft oder ohne Beilage der erforderlichen Belege gelegt oder ist die Rechnungslegung gemäß den Bestimmungen über die Rechnungslegung noch nicht zulässig, so wird die Rechnung dem Auftragnehmer binnen 14 Tagen ab Eingang der Rechnung beim Auftraggeber zur Verbesserung zurückgestellt.
Der Auftragnehmer hat die korrigierte Rechnung mit entsprechend neuem Ausstellungsdatum binnen 14 Tagen bzw. zum zulässigen Zeitpunkt dem Auftraggeber neu vorzulegen. Die Zahlungsfrist (30 Tage netto) beginnt mit dem Einlangen der korrigierten und ordnungsgemäß gelegten Rechnung beim Auftraggeber neu zu laufen.
Im Falle der Zurückstellung der Rechnung gemäß Punkt 19 (Rechnungslegung) beginnt die Frist für die Skontogewährung mit ordnungsgemäßer Rechnungslegung neu zu laufen.
[bookmark: _Ref433286112][bookmark: _Ref433287309][bookmark: _Toc501453790][bookmark: _Toc505003162][bookmark: _Ref196027659]Preisanpassung
Die pauschalierten Festpreise gemäß Preisblätter (Teil B) zu dieser Rahmenvereinbarung gelten unverändert bis Ende des Kalenderjahres 2018 (Festpreisperiode).
Nach Ablauf der Festpreisperiode (gerechnet ab Abschluss der Rahmenvereinbarung durch den Auftraggeber) darf eine Preisanpassung für jedes weitere Jahr anhand des VPI 2015 (Verbraucherpreisindex 2015, Basis 2015), der seitens der Statistik Austria monatlich verlautbart wird, oder ein an seine Stelle tretender Index, erfolgen. Die angegebenen Preise im Teil B (Preisblätter) dürfen sich maximal um die durchschnittliche Jahresinflationsrate (in Prozent), die vor Ablauf des ersten Vertragsjahres verlautbart wurde, erhöht werden, sofern die durchschnittliche Jahresinflationsrate 2 % oder mehr beträgt. Beispiel für die Berechnung der durchschnittlichen Jahresinflationsrate: Die Festpreisperiode endet am 31. Dezember 2018. Die angegebenen Preise im Teil B (Preisblätter) dürfen sich für das Kalenderjahr 2019 um die durchschnittliche Jahresinflationsrate des Jahres 2017 erhöhen, sofern die durchschnittliche Jahresinflationsrate des Jahres 2017 2 % oder mehr beträgt. Für das Kalenderjahr 2020 dürfen sich die angegebenen Preise im Teil B (Preisblätter) maximal um die durchschnittliche Jahresinflationsrate des Jahres 2018 erhöhen, sofern die durchschnittliche Jahresinflationsrate des Jahres 2018 2 % oder mehr beträgt und die folgenden Jahre werden entsprechend behandelt.
Verlautbarte Prozentsätze die unter 2 % liegen, bleiben vorerst unberücksichtigt und werden erst gemeinsam mit dem Prozentsatz für das folgende Kalenderjahr berücksichtigt, sofern die Prozentsätze gemeinsam 2 % übersteigen.
Der Auftragnehmer hat dem Kompetenzzentrum Beschaffung des Auftraggebers jeweils bis spätestens 31. Juli eines Kalenderjahres schriftlich über eine allfällige Preisanpassung für das folgende Kalenderjahr in Kenntnis zu setzen, damit die Preisanpassung mit Beginn des weiteren Vertragsjahres wirksam werden kann. 
Klargestellt wird, dass eine nachträgliche Berücksichtigung einer Erhöhung gemäß der durchschnittlichen Jahresinflationsrate, die nicht rechtzeitig angezeigt wurde oder auf Grund dessen, dass die Erhöhung weniger als 2 % betrug, nicht angezeigt werden durfte, ausgeschlossen ist. Für bereits erteilte Einzelaufträge sind Preisanpassungen ausgeschlossen. 
[bookmark: _Toc505003163]Überschreiten der Leistungsfristen (Verzug)
Werden in einem Einzelauftrag Leistungsfristen zwischen dem Auftraggeber und dem Auftragnehmer vereinbart, gilt für den Fall der Überschreitung einer solchen vereinbarten Leistungsfrist folgende Regelung:
Verzögert sich aus Gründen, die der Auftragnehmer zu vertreten hat, die Erbringung einer Leistung bzw. eines getrennt abzunehmenden Teiles der Leistung oder gerät der Auftragnehmer aus Gründen, die er zu vertreten hat, dadurch in Verzug, dass er die geschuldete Leistung gar nicht, nicht am gehörigen Ort, nicht auf die vereinbarte Weise, nicht in der vereinbarten Menge oder nicht zum festgelegten jeweiligen Leistungstermin erbringt, so ist der Auftraggeber nach seiner Wahl berechtigt, 
· auf Erfüllung zu bestehen und eine verschuldensunabhängige Konventionalstrafe für jeden Kalendertag des Verzuges sowie darüber hinausgehenden Schadenersatz zu fordern, oder 
· unbeschadet des Rechtes auf Geltendmachung einer Konventionalstrafe und von Schadenersatz unter Setzung einer angemessenen Nachfrist vom Einzelauftrag und/oder der Rahmenvereinbarung (Teil C) zurückzutreten und einen Dritten auf Kosten des Auftragnehmers mit der Ersatzvornahme der verfahrensgegenständlichen Leistungen zu beauftragen. In diesem Fall kann die Konventionalstrafe nur bis zum Zeitpunkt des Rücktrittes vom/von Einzelauftrag/der Rahmenvereinbarung gefordert werden; der dem Auftraggeber zustehende Schadenersatz umfasst neben den Kosten für die Ersatzvornahme unter anderem auch die Kosten einer neuerlichen Ausschreibung. 
[bookmark: _Ref313525277]Als verschuldensunabhängige Konventionalstrafe kann der Auftraggeber pro angefangenem Kalendertag des Verzuges 10 % des Bestellwertes (Auftragssumme exkl. USt) des jeweiligen Einzelauftrages, mit dessen Erfüllung sich der Auftragnehmer in Verzug befindet, maximal jedoch € 1.000,- pro angefangenem Kalendertag fordern. Die Konventionalstrafe ist pro Verzugsfall mit dem Bestellnettowert (Auftragssumme) des Einzelauftrages begrenzt.
Verzögerungen bei Erreichung von vereinbarten Leistungsterminen, die auf höhere Gewalt am Erfüllungsort zurückzuführen sind (zB Elementarereignisse), werden für die Zeit des Andauerns des Ausnahmezustandes nicht als Verzug gewertet. Blitzschlag und Überspannung gelten in diesem Zusammenhang als höhere Gewalt.
Wird eine Konventionalstrafe wegen Nichteinhaltung eines Termins zur Zahlung fällig, wird diese ab dem vereinbarten Leistungstermin berechnet, sodass in diesem Fall auch die dem Auftragnehmer gewährte Nachfrist pönalisiert ist. 
Die Geltendmachung darüber hinausgehender Schadenersatzansprüche (insbesondere auch allfällige Mehrkosten für Ersatzvornahmen sowie etwaige Stehzeiten der Mitarbeiter des Auftraggebers) bleibt dem Auftraggeber vorbehalten. Die Geltendmachung der verschuldensunabhängigen Vertragsstrafe und darüber hinausgehender Schadenersatzansprüche bleibt dem Auftraggeber auch vorbehalten, wenn er die verspätete Vertragserfüllung vorbehaltlos annimmt.
[bookmark: _Ref433268265][bookmark: _Toc501453791][bookmark: _Toc505003164]Gewährleistung
[bookmark: _Ref312094445]Der Auftragnehmer leistet Gewähr für die zugesicherten Qualifikationen seiner Beschäftigten sowie für die vertrags- und insbesondere termingerechte Durchführung und für die ordnungsgemäße dem Stand der Technik entsprechende Umsetzung des Abrufauftrages. 
Der Auftragnehmer ist verpflichtet, nach Abnahme eines Einzelauftrages durch den Auftraggeber die Beseitigung allfälliger Mängel über Aufforderung des Auftraggebers ohne zusätzlichen Entgeltanspruch innerhalb angemessener Frist vorzunehmen. Diese Verpflichtung erlischt, wenn der Auftraggeber ein solches Verlangen nicht binnen längstens zwölf Monaten nach Abnahme des Einzelauftrages gemäß Punkt 8 (Auftragsabwicklung)  an den Auftragnehmer stellt.
Ist die Mängelbeseitigung durch den Auftragnehmer mit erheblichen Unannehmlichkeiten für den Auftraggeber verbunden (zB zeitgerechte Abwicklung eines Projektes wäre durch eine Mängelbeseitigung durch den Auftragnehmer nicht mehr gewährleistet etc), oder kommt der Auftragnehmer seiner Pflicht zur Mängelbeseitigung nicht, nicht rechtzeitig trotz Setzung einer angemessenen Nachfrist oder nicht vollständig nach oder ist auch die Ergänzung mangelhaft, gilt folgende Regelung:
· Ist die Leistung für den Auftraggeber unbrauchbar und somit das im Auftrag definierte Projekt nicht realisierbar, verliert der Auftragnehmer den Anspruch auf Ersatz des gesamten Aufwandes, den er für diesen Einzelauftrag erbracht hat. In einem solchen Fall hat der Auftragnehmer bereits im Zusammenhang mit dem Einzelauftrag empfangene Entgelte zurückzuzahlen.
· Ist die Leistung für den Auftraggeber nicht unbrauchbar und ist eine Verbesserung durch den Auftraggeber/einen Dritten möglich, hat der Auftraggeber gegen den Auftragnehmer Anspruch auf Ersatz der tatsächlich angefallenen Verbesserungskosten.
· Ist die Leistung für den Auftraggeber nicht unbrauchbar, aber in ihrem Wert gemindert und ist eine Verbesserung durch den Auftraggeber/einen Dritten nicht möglich, hat der Auftraggeber Anspruch auf angemessene Entschädigung, die entweder nach Wahl des Auftraggebers in Form einer Gutschrift oder durch nicht zu verrechnende Leistungen zu erbringen ist.
Die Beweislast für das Nicht-Vorliegen von Mängeln trägt der Auftragnehmer.
[bookmark: _Ref313525156]Die Anwendung der §§ 377 f UGB ist ausgeschlossen. Der Auftraggeber ist daher weder zur sofortigen Untersuchung noch zur unverzüglichen Mängelrüge verpflichtet.
[bookmark: _Ref433288745]Erfolgte Zahlungen des Auftraggebers gelten nicht als Verzicht auf die Geltendmachung von aus der Mangelhaftigkeit resultierenden Ansprüchen.
Für Dienstleistungsaufträge gelten die obigen Bestimmungen dieses Punktes sinngemäß.
[bookmark: _Ref436728650][bookmark: _Toc501453792][bookmark: _Toc505003165]Haftung für Schäden
Für vorsätzliche oder grob fahrlässig verursachte Schäden (Sach- und Vermögensschäden) haftet der Auftragnehmer unbeschränkt im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen.
[bookmark: _Ref433267988]Im Falle der leichten Fahrlässigkeit – wobei die Beweislast hinsichtlich des Verschuldensgrades beim Auftragnehmer liegt – ist die Haftung mit dem Bezug habenden Einzelauftrag begrenzt.
Die Haftungsbegrenzung gemäß Punkt 24 gilt nicht für die Schadenersatzansprüche gemäß Punkt 22 (Konventionalstrafe), nicht für Ansprüche des Auftraggebers aus dem Titel der Gewährleistung gemäß Punkt 23 (Gewährleistung), für Ansprüche gemäß Punkt 25 (Sorgfalt) und Punkt 26 (Ansprüche im Zusammenhang mit der Freiheit von Rechten Dritter) und für Ansprüche gemäß Punkt 27 (Ansprüche im Zusammenhang mit Immaterialgüterrechten/Source Code), für Ansprüche gemäß Punkt 29 (Datenschutz und Geheimhaltung) in Verbindung mit Teil J (NDA) sowie für Ansprüche gemäß Punkt 10 (Ansprüche im Zusammenhang mit einer außerordentlichen Kündigung).
[bookmark: _Ref433268312][bookmark: _Toc501453793][bookmark: _Toc505003166]Sorgfalt
Sofern der Auftraggeber dem Auftragnehmer und/oder dessen Personal (eigene Arbeitnehmer des Auftragnehmers bzw. sonstige Erfüllungsgehilfen) im Zuge der Leistungserbringung Sachen anvertraut, ist der Auftragnehmer verpflichtet, alle dem Auftraggeber aus Beschädigung, Verlust, Diebstahl etc. dieser Sachen resultierenden Schäden, unabhängig von einem Verschulden, unverzüglich nach der ersten Aufforderung zu ersetzen. 
Der Auftragnehmer ist verpflichtet, die vom Auftraggeber zur Verfügung gestellten Unterlagen spätestens unverzüglich nach Erfüllung, im Falle der vorzeitigen Beendigung des Rechtsverhältnisses unverzüglich nach dem Beendigungszeitpunkt, in ordnungsgemäßem Zustand zurückzustellen.
[bookmark: _Ref433268363][bookmark: _Toc501453794][bookmark: _Toc505003167]Freiheit von Rechten Dritter
Der Auftragnehmer garantiert, dass seine Leistungen frei von Schutzrechten Dritter 
(z. B. Patente, Urheberrechte, bekannt gemachte Patentanmeldungen, eingetragene Warenzeichen, Gebrauchsmuster) sind, die ihre Nutzung ausschließen bzw. einschränken. Das Gleiche gilt für nicht bekannt gemachte Patentanmeldungen, von denen der Auftragnehmer Kenntnis hat.
Der Auftragnehmer hat den Auftraggeber für Schäden und Aufwendungen wegen Verletzung von Schutzrechten Dritter durch die vertragsgegenständlichen Leistungen schad- und klaglos zu halten.
Wird der Auftraggeber oder ein Nutzer der erbrachten Leistungen/Werke wegen der Verletzung von Rechten Dritter aufgrund der Nutzung der Leistungen/Werke des Auftragnehmers in Anspruch genommen oder droht in Anspruch genommen zu werden, wird der Auftragnehmer dem Auftraggeber oder dem Nutzer alle damit in Zusammenhang stehenden Kosten (zB Schadenersatzzahlungen) ersetzen und auf Verlangen des Auftraggebers als Nebenintervenient im Falle einer gerichtlichen Auseinandersetzung zur Seite stehen. In diesen Kosten sind insbesondere auch alle Zahlungen enthalten, die der Auftraggeber oder der Nutzer nach pflichtgemäßem Ermessen (mit und ohne Hilfe durch den Auftragnehmer) zur gerichtlichen oder außergerichtlichen Streitbeilegung aufzuwenden hat, ferner die Kosten der für die Streitbeilegung beim Auftraggeber bzw. beim Nutzer aufgewendeten Arbeitszeit sowie die Kosten der anwaltlichen und technischen Beratung und Vertretung. 
Bei Bestehen eines die Nutzung der erbrachten Leistungen/Werke betreffenden rechtskräftigen Unterlassungsanspruchs wegen Verletzung von Rechten Dritter ist der Auftragnehmer verpflichtet, für den Auftraggeber entweder auf eigene Kosten das Recht der Weiterbenutzung der von den verletzten Rechten erfassten Leistungen/Werke zu erlangen oder die Leistungen/Werke so zu modifizieren und zu ersetzen, dass keine Rechtsverletzungen mehr vorliegen. Darüber hinausgehende Ansprüche des Auftraggebers bleiben unberührt.
Der Auftraggeber ist verpflichtet, den Auftragnehmer unverzüglich schriftlich zu benachrichtigen, wenn gegen ihn Ansprüche wegen Verletzung von Rechten Dritter geltend gemacht werden.
[bookmark: _Toc505003168]Immaterialgüterrechte/Source Code
Der Auftragnehmer räumt dem Auftraggeber für alle auftragsgemäß erbrachten Leistungen, insbesondere Werke und allen damit zusammenhängenden Ergebnisse das ausschließliche, übertragbare, zeitlich, räumlich und inhaltlich unbeschränkte und unbegrenzte Werknutzungsrecht – somit auch alle einem Urheber unter anderem im Sinne der Bestimmungen der §§ 14 bis 18a des Urheberrechtsgesetzes (UrhG) in der jeweils geltenden Fassung vorbehaltenen Verwertungsarten – ein. Zudem ist der Auftraggeber berechtigt, die erbrachten Leistungen, insbesondere Werke und die damit zusammenhängenden Ergebnisse zu bearbeiten oder durch einen von ihm beauftragten Dritten bearbeiten zu lassen sowie diese geänderten oder bearbeiteten Fassungen im Sinne der §§ 14 bis 18a Urheberrechtsgesetzes in der jeweiligen Fassung zu verwerten.
Der Auftragnehmer garantiert hinsichtlich der eingebrachten Leistungen (Software, Konzepte, Hilfsmittel, Vorlagen etc.), insbesondere im Zusammenhang mit der Beauftragung von Werkleistungen, dass er bzw. seine Subunternehmer/Lieferanten über sämtliche erforderlichen Rechte, insbesondere Schutzrechte, für die Erbringung seiner Leistungen verfügt. Zudem räumt der Auftragnehmer dem Auftraggeber für alle zur vertragsgemäßen Nutzung erforderlichen Verwertungsrechte im Sinne der §§ 14 bis 18a Urheberrechtsgesetzes in der jeweils geltenden Fassung eine übertragbare, zeitlich und räumlich unbeschränkte Werknutzungsbewilligung ein oder trägt für diese Rechtseinräumung Sorge. Der Auftraggeber ist auch berechtigt, die eingebrachten Leistungen, insbesondere Werke, (gemäß Punkt 27 letzter Satz) zu bearbeiten und diese bearbeiteten oder geänderten Fassungen zu verwerten.
Auf Anforderung des Auftraggebers übergibt ihm der Auftragnehmer den zu den erbrachten Leistungen und/oder Arbeitsergebnissen gehörigen aktuellsten, fehlerfrei kompilierbaren und ausführbaren, dokumentierten Source Code samt vollständiger(n) Dokumentation(en) und Zusatztools auf einem Datenträger in einem lesbaren Softwareformat. 
Die Nutzung der erbrachten Leistungen ist nicht auf die ADV-Anlagen des Auftraggebers eingeschränkt.
Alle Rechte an den erstellten Ausarbeitungen des Auftraggebers bleiben ausschließlich beim Auftraggeber.
Alle Rechte an den eingebrachten Ideen, Konzepten des Auftraggebers bleiben ausschließlich beim Auftraggeber. Diese stellen dem Auftragnehmer anvertraute Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse iSd § 11 Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG) idgF dar.
Für Erfindungen, die während der Leistungserbringung bei einem der Vertragspartner entstanden sind bzw. entwickelt wurden und für die Schutzrechte angemeldet wurden, gilt folgendes:
· Erfindungen von Personen des Auftraggebers gehören dem Auftraggeber und solche von Personen des Auftragnehmers gehören dem Auftragnehmer. An diesen Erfindungen sowie hierfür erteilten Schutzrechten gewähren sich die Vertragspartner für ihre Unternehmen nicht ausschließliche, unwiderrufliche, weltweite und gebührenfreie Lizenzen (einschließlich dem Recht zur Einräumung von Sublizenzen). 
· Erfindungen, die gemeinschaftlich von Personen des Auftraggebers und des Auftragnehmers gemacht wurden und für die Schutzrechte erteilt wurden, gehören beiden Vertragspartnern. Jeder der Vertragspartner hat das Recht, für solche Erfindungen Lizenzen an Dritte zu erteilen oder seine Rechte zu übertragen, ohne den anderen Vertragspartner davon in Kenntnis zu setzen oder Zahlungen an ihn zu leisten. 
[bookmark: _Toc501453796][bookmark: _Toc505003169]Abwerben von Beschäftigten 
Das Abwerben von Personal des Auftraggebers durch den Auftragnehmer ist während des aufrechten Bestehens dieses Vertragsverhältnisses oder nach Beendigung desselben unzulässig.
[bookmark: _Ref433268587][bookmark: _Toc501453797][bookmark: _Toc505003170]Datenschutz
[bookmark: _Ref249887281]Der Auftragnehmer verpflichtet sich, die Regelungen des jeweils geltenden österreichischen und europäischen Datenschutzrechts einzuhalten.
Der Auftragnehmer verpflichtet sich, personenbezogene Daten nur auf dokumentierte Weisung des Verantwortlichen zu verarbeiten, sofern er nicht durch das Recht der Union oder der Mitgliedstaaten, dem der AN unterliegt, hierzu verpflichtet ist; in einem solchen Fall teilt der AN dem AG diese rechtlichen Anforderungen vor der Verarbeitung mit, sofern das betreffende Recht eine solche Mitteilung nicht wegen eines wichtigen öffentlichen Interesses verbietet.
Der Auftragnehmer verpflichtet sich, keine personenbezogenen Daten ohne vorherige schriftliche Zustimmung des Auftraggebers in einem Land außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraumes (EWR) zu verarbeiten oder dorthin zu übermitteln.
Der Auftragnehmer wird den Auftraggeber unverzüglich informieren, falls er der Auffassung ist, dass eine Weisung gegen die DSGVO oder gegen andere geltende Datenschutzbestimmungen verstößt.
Der Auftragnehmer leistet Gewähr, dass die zur Verarbeitung der personenbezogenen Daten befugten Personen zuverlässig sind und angemessen hinsichtlich der Einhaltung dieser Vereinbarung, der DSGVO und anderer geltender Datenschutzbestimmungen geschult sind. Weiters leitet der Auftragnehmer Gewähr, dass sich diese Personen zur Vertraulichkeit verpflichtet haben oder einer angemessenen gesetzlichen Verschwiegenheitspflicht unterliegen. Insbesondere bleibt die Verschwiegenheitsverpflichtung der mit der Datenverarbeitung beauftragten Personen auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit und Ausscheiden beim Auftragnehmer aufrecht. Die Verpflichtung zur Verschwiegenheit ist auch für Daten von juristischen Personen und handelsrechtlichen Personengesellschaften einzuhalten.
Der Auftragnehmer kann ein anderes Unternehmen nur dann mit der Durchführung von Verarbeitungen betrauen, wenn der Auftraggeber im Vorhinein gesondert schriftlich zustimmt. Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber die beabsichtigte Heranziehung eines weiteren Dienstleisters schriftlich (adressiert an Bundesrechenzentrum GmbH, Kompetenzzentrum Beschaffung (K-ER-BE), Hintere Zollamtsstraße 4, 1030 Wien), per Fax an 01/71123-882585 oder per E-Mail an Ausschreibung.K-ER-BE@brz.gv.at mitzuteilen. Nimmt der Auftragnehmer die Dienste eines weiteren Auftragsverarbeiters in Anspruch, um bestimmte Verarbeitungstätigkeiten des Auftraggebers auszuführen, so werden diesem weiteren Auftragsverarbeiter im Wege eines Vertrags dieselben Datenschutzpflichten auferlegt, die in diesem Vertrag festgelegt sind. Kommt der weitere Auftragsverarbeiter seinen Datenschutzpflichten nicht nach, so haftet der Auftragnehmer gegenüber dem Auftraggeber für die Einhaltung der Pflichten jenes weiteren Auftragsverarbeiters.
Klarstellend wird festgehalten, dass die – ausdrückliche oder gesetzlich angeordnete - Zustimmung zum Wechsel eines Subunternehmens im Sinne des BVergG (vgl. Punkt 14 – Einsatz von Subunternehmern/Wechsel von Subunternehmern und/oder von namhaft gemachten Personen) keine Zustimmung zur Heranziehung eines weiteren datenschutzrechtlichen Dienstleisters gemäß diesem Punkt bedeutet. In einem solchen Fall ist daher eine vorherige Genehmigung zum Wechsel des Subunternehmers gemäß Punkt 14 und zusätzlich eine Genehmigung zur Heranziehung als datenschutzrechtlicher Dienstleister (= Subdienstleister) im Sinne dieses Punktes erforderlich.
Der Auftragnehmer verpflichtet sich, den Auftraggeber nach Möglichkeit mit geeigneten technischen und organisatorischen Maßnahmen dabei zu unterstützen, seiner Pflicht zur Beantwortung von Anfragen, Beschwerden und Anträgen auf Wahrnehmung der Rechte der betroffenen Person nachzukommen. Dabei verpflichtet sich der Auftragnehmer insbesondere:
· erhaltene Anfragen, Beschwerden und Anträge von betroffenen Person zu protokollieren und unverzüglich, jedenfalls innerhalb von drei Kalendertagen nach Erhalt, an den Auftraggeber weiterzuleiten;
· innerhalb der vom Auftragnehmer geforderten Fristen die Informationen, die Zusammenarbeit und die Unterstützung zur Verfügung zu stellen, die der Auftraggeber in Bezug auf die jeweiligen Anfragen, Beschwerden und Anträge benötigt;
· auf Anfragen, Beschwerden und Anträge von betroffenen Personen nicht ohne vorherige schriftliche Zustimmung des Auftraggebers zu antworten.
Der Auftragnehmer ist nach Abschluss der Erbringung der Verarbeitungsleistungen verpflichtet, alle personenbezogenen Daten nach Wahl des AG entweder zu löschen oder zurückzugeben, sofern nicht nach dem Unionsrecht oder dem Recht eines Mitgliedstaates der EU eine Verpflichtung zur Speicherung der personenbezogenen Daten besteht.
Der Auftragnehmer wird dem Auftraggeber alle erforderlichen Informationen zum Nachweis der Einhaltung der in dieser Vereinbarung niedergelegten und durch DSGVO oder andere geltende Datenschutzbestimmungen auferlegten Pflichten zur Verfügung stellen und Überprüfungen – einschließlich Inspektionen –, die vom Auftraggeber, einem anderen von diesem beauftragten Prüfer oder einer zuständigen Aufsichtsbehörde durchgeführt werden, ermöglichen, dazu beitragen und den Auftraggeber dabei unterstützen. Dabei verpflichtet sich der Auftragnehmer insbesondere:
· Aufzeichnungen über alle Datenverarbeitungen zu führen, die im Auftrag des Auftraggebers durchgeführt werden;
· auf Anfrage die Aufzeichnungen gemäß lit a dem Auftraggeber und – vorbehaltlich lit c – jeder zuständigen Aufsichtsbehörde zur Verfügung zu stellen;
· dem Auftraggeber eine Kopie jeder Korrespondenz mit einer zuständigen Aufsichtsbehörde in Bezug auf diese Vereinbarung oder personenbezogene Daten die im Auftrag des Verantwortlichen verarbeitet werden, zur Verfügung zu stellen, bevor die Korrespondenz an die Aufsichtsbehörde erfolgt bzw. übermittelt wird;
· allen angemessenen Aufforderungen und Anweisungen des Auftraggebers nachzukommen, die eine Überprüfung der vollständigen Einhaltung der Pflichten des Auftragnehmers gemäß dieser Vereinbarung, der DSGVO und anderen geltenden Datenschutzbestimmungen zulassen;
· dem Auftraggeber und/oder einem qualifizierten Vertreter nach vorheriger schriftlicher Ankündigung durch den Auftraggeber zu gestatten Prüfungen und Inspektionen der Systeme und Prozesse des Auftragnehmers (oder gegebenenfalls eines weiteren Auftragsverarbeiters) in Bezug auf die für den Auftraggeber verarbeiteten personenbezogenen Daten durchzuführen, zu solchen Prüfungen und Inspektionen aktiv beizutragen und es dem Auftraggeber zu gestatten, die Ergebnisse einer solchen Prüfung oder Inspektion mit einer zuständigen Aufsichtsbehörde zu teilen;
· im Falle, dass eine Prüfung oder eine Inspektion ergibt, dass der Auftragnehmer (oder ein allfälliger weiterer Auftragsverarbeiter) seine Verpflichtungen gemäß dieser Vereinbarung, der DSGVO oder anderen geltenden Datenschutzbestimmungen nicht einhält, dem Auftraggeber unverzüglich seine Kosten (oder die des qualifizierten Vertreters) für die Prüfung oder die Inspektion zu ersetzen und alle Datenschutz- und Sicherheitsfragen, die während der Prüfung oder der Inspektion aufgedeckt werden und die einen Verstoß oder eine mögliche Verletzung der Verpflichtungen des Auftragnehmers (oder eines allfälligen Auftragsverarbeiters) erkennen lassen, auf eigene Kosten zu lösen.
[bookmark: _Toc505003171][bookmark: _Toc501453798]Datensicherheit, Unterstützung
Der Auftragnehmer erklärt rechtsverbindlich, dass er zu jeder Zeit während er Datenverarbeitungen für den Auftraggeber vornimmt, ausreichende Sicherheitsmaßnahmen im Sinne des Artikels 32 DSGVO ergriffen haben wird. Insbesondere verpflichtet sich der Auftragnehmer, vor Aufnahme der Verarbeitungstätigkeiten auf eigene Kosten geeignete technische und organisatorische Maßnahmen, interne Kontrollen und Datensicherheitsroutinen zu implementieren und diese während der gesamten Vertragslaufzeit aufrechtzuerhalten, um die Sicherheit der Datenverarbeitungen (insbesondere der personenbezogenen Daten) zu gewährleisten und die Vernichtung, den Verlust, die Veränderung oder unbefugte Offenlegung oder unbefugter Zugang zu personenbezogenen Daten zu verhindern.
Weiters verpflichtet sich der Auftragnehmer, unter Berücksichtigung der Art der Verarbeitung und der ihm zur Verfügung stehenden Informationen den Auftraggeber bei der Einhaltung der in den Artikeln 32 bis 36 DSGVO genannten Pflichten betreffend die Sicherheit personenbezogener Daten im erforderlichen Ausmaß zu unterstützen. Dabei verpflichtet sich der Auftragnehmer insbesondere:
a. im Falle einer Verletzung oder des Verdachts einer Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten dies unverzüglich, längstens aber binnen 12 Stunden, nachdem ihm die Verletzung oder das den Verdacht begründende Ereignis bekannt wurde, dem Auftraggeber zu melden;
b. im Falle einer Verletzung oder des Verdachts einer Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten dies unverzüglich, längstens aber binnen 24 Stunden, nachdem ihm die Verletzung oder das den Verdacht begründende Ereignis bekannt wurde, dem Auftraggeber mitzuteilen um was für eine Art von Sicherheitsvorfall es sich handelt, welche Datenverarbeitungen (inklusive Kategorien betroffener Personen und Datenarten) und wie viele personenbezogenen Daten ungefähr betroffen sind, was die wahrscheinlichen Folgen des Sicherheitsvorfalls sind sowie welche Maßnahmen der Auftragnehmer ergriffen hat, um das Sicherheitsproblem zu lösen;
c. alle erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um die Auswirkungen einer Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten zu mildern und Schäden, die aus dem Sicherheitsvorfall resultieren, so gering wie möglich zu halten und eine Wiederholung eines solchen Sicherheitsvorfalls zu verhindern;
d. die Unterstützung und Zusammenarbeit zu leisten, die der Auftraggeber bei der Reaktion auf den Sicherheitsvorfall benötigt, einschließlich einer allfälligen Benachrichtigung der zuständigen Aufsichtsbehörde und/oder der betroffenen Person über den Sicherheitsvorfall.

Darüber hinaus hat der AN insbesondere sicherzustellen, dass der Zugriff auf Projekt- und Entwicklungsdaten und Source Code ausschließlich mit einer vom AN verwalteten Arbeitsplatzausstattung erfolgt, die einen ausreichenden Schutz vor Vertraulichkeitsverletzungen und Datendiebstahl gewährleistet.
[bookmark: _Toc505003172]Geheimhaltung
Der Auftragnehmer erklärt rechtsverbindlich, dass er alle mit der Datenverarbeitung beauftragten Personen vor Aufnahme der Tätigkeit zur Wahrung des Datengeheimnisses im Sinne von § 15 DSG 2000 oder einer entsprechenden Nachfolgeregelung verpflichtet hat und gewährleistet, dass sich die zur Verarbeitung von Daten eingesetzten Personen zur Vertraulichkeit verpflichtet haben oder einer angemessenen gesetzlichen Verschwiegenheitspflicht unterliegen. Insbesondere bleibt die Verschwiegenheitsverpflichtung der mit dem Datenverkehr beauftragten Personen auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit und Ausscheiden beim Auftragnehmer aufrecht. 
Darüber hinaus wird auf die Regelungen der NDA (Teil J) verwiesen. Der jeweilige Auftragnehmer ist verpflichtet, die als Teil J der Ausschreibungsunterlagen beiliegende Geheimhaltungsvereinbarung, die Vertragsbestandteil ist, seinem im konkreten Einzelauftrag tätigen Personal nachweislich zur Kenntnis zu bringen.
[bookmark: _Toc505003173]Beendigung der Rahmenvereinbarung
Der Auftragnehmer verzichtet für die Dauer der Rahmenvereinbarung auf die Kündigung der Rahmenvereinbarung. Für Einzelaufträge, die bis zur Beendigung der Rahmenvereinbarung noch nicht abgeschlossen sind, bleiben die Bestimmungen dieser Rahmenvereinbarung weiterhin anwendbar. Für Einzelaufträge, für die der erneute Aufruf zum Wettbewerb gemäß Punkt 7 dieser Rahmenvereinbarung vor dem Beendigungsdatum eingeleitet wird, jedoch die Zuschlagserteilung gemäß Punkt 8 (Auftragsabwicklung) erst nach diesem Zeitpunkt bekannt gegeben wurde, bleiben die Bestimmungen dieser Rahmenvereinbarung weiterhin anwendbar.

[bookmark: _Ref172715565][bookmark: _Toc471393436]

[bookmark: _Toc505003174]Schlussbestimmungen
[bookmark: _Toc505003175]Schriftform und Sprache
Die Kommunikation zwischen dem Auftragnehmer und dem Auftraggeber hat grundsätzlich schriftlich zu erfolgen und ist, sofern im Vorstehenden nicht Anderes geregelt ist, in elektronischer Form per E-Mail oder per Telefax bzw. E-Fax zu führen.
Änderungen und Ergänzungen der Vertragsbestandteile einschließlich des Formvorbehalts der Schriftlichkeit bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Diesbezügliche vertragsrelevante Schriftstücke sind rechtsgültig zu unterfertigen und an den jeweiligen Vertragspartner zu übersenden.
Sämtliche Kommunikation (in Wort und Schrift) zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer hat generell in deutscher Sprache zu erfolgen.
[bookmark: _Toc501453801][bookmark: _Toc505003176]Rechtsnachfolge
Die Übertragung von Rechten und Pflichten aus dieser Rahmenvereinbarung seitens des Auftragnehmers bedarf der vorherigen Zustimmung des Auftraggebers. 
Der Auftraggeber ist berechtigt, sämtliche Rechte und Pflichten aus dieser Rahmenvereinbarung – auch ohne vorherige Zustimmung des Auftragnehmers – auf Gesamtrechtsnachfolger sowie auf Einzelrechtsnachfolger zu übertragen.
[bookmark: _Toc501453802][bookmark: _Toc505003177]Salvatorische Klausel
Ist eine Bestimmungen dieser Rahmenvereinbarung unwirksam, so wird sie durch diejenige wirksame Bestimmung ersetzt, die dem wirtschaftlichen Zweck der unwirksamen Bestimmung am nächsten kommt. Sollten einzelne oder mehrere Bestimmungen des Vertrages unwirksam sein, wird dadurch die Gültigkeit des Vertrages nicht beeinträchtigt.
[bookmark: _Toc436729111][bookmark: _Toc501453803][bookmark: _Toc505003178]Anwendbares Recht
Diese Rahmenvereinbarung unterliegt österreichischem Recht unter Ausschluss der Bestimmungen des Übereinkommens der Vereinten Nationen über Verträge über den internationalen Warenkauf (UN-Kaufrechtsübereinkommen idgF) und der Kollisionsnormen des internationalen Privatrechts.
[bookmark: _Toc501453804][bookmark: _Toc505003179]Gerichtsstand
Für alle Streitigkeiten aus dieser Rahmenvereinbarung gilt die örtliche Zuständigkeit des für 1010 Wien sachlich zuständigen Gerichts als vereinbart. Der Auftraggeber ist berechtigt, Ansprüche gegen den Auftragnehmer auch vor dem für dessen Sitz zuständigen Gericht geltend zu machen.
[bookmark: _Toc501453805][bookmark: _Toc505003180]Irrtumsanfechtung
Der Auftragnehmer hatte vor Abgabe seines Angebots ausreichend Möglichkeit, Fragen zum Inhalt dieser Rahmenvereinbarung zu stellen. Der Auftragnehmer verzichtet auf das Recht, die abgeschlossene Rahmenvereinbarung wegen Irrtums anzufechten oder anzupassen.
[bookmark: _Toc501453806][bookmark: _Toc505003181]Zurückbehaltung und Leistungspflicht
Im Streitfall ist der Auftragnehmer nicht berechtigt, Lieferungen zurückzubehalten oder Leistungen einzustellen.
[bookmark: _Toc501453807][bookmark: _Toc505003182]Aufrechnungsverbot
Der Auftragnehmer ist, im Gegensatz zum Auftraggeber, nicht berechtigt, seine Forderungen gegen Forderungen des Auftraggebers aufzurechnen, außer die Forderung des Auftragnehmer wurde vom Auftraggeber anerkannt oder rechtskräftig gerichtlich festgestellt.

	Ort, Datum: Wien, 
	Ort, Datum:

	Name und Anschrift des Auftraggebers:
Bundesrechenzentrum GmbH
Hintere Zollamtsstraße 4
1030 Wien

Rechtsgültige Unterschriften samt Namen:


…………………………………………….
Mag. Markus Kaiser


…………………………………………….
Mag. Christine Sumper-Billinger

	Name und Anschrift des Auftragnehmers1:
[bookmark: _Toc505003183]     


Rechtsgültige Unterschrift(en)1 samt Name(n)2:


……………………………………………..


……………………………………………..
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